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ZUaur Geſchichte des Amts der Waſſermüller zu Roftock. 


Von N 
Ernſt Dragendorff. 


1. Das Alter des Amts und die Quellen feiner Geſchichte. 


D* es, wie überall, ſo auch in Roſtock ſeit den älteſten Zeiten Müller, 
d. h. Leute, die die Mühlen bedienten, gegeben hat, iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich'). Der Mühlendamm wird ſchon im Jahre 1262 erwähnte), 
und am 12. Okt. 1264 ſtellte Fürſt Borwin von Roſtock ſeine Müller in 
der Stadt und auf dem Mühlendamm mit deren Zuſtimmung unter 


ſtädtiſche Gerichtsbarleit ). 


Was aber den Zuſammenſchluß der Müller zu Corporationen oder 


Aemtern anlangt, ſo iſt darüber im Allgemeinen aus älterer Zeit wenig 


bekannt. Unter den veröffentlichten Wismarer, Lübecker, Lüneburger, 
„ * * 5 N K 1275 5 7 7 
Rigaer Rollen findet ſich keine, die einem Mülleramt angehört. Die 


älteſte mir bekannt gewordene Vereinigung von Müllern iſt das vielleicht 
noch der erſten Hälfte des 14. Ih. angehörende Hildesheimer Mühlending, 


eine eigenartige Erſcheinung, die jedoch kaum hierher gehört, da in ſeinen 
Artikeln einerſeits keine Beſtimmungen „über die Erlernung des Gewerbes, 
über Lehrlinge, Geſellen und Meiſter und ihr Verhältniß zu einander“ 
ſich finden, andererſeits das Mühlending „eine eigene Gerichtsinſtanz für 


die demſelben angehörigen Müller und ihre Mühlengrundſtücke bildete“). 
Ausſchließlich auf religiöſe Dinge beziehen ſich die Statuten der St. 


Martinsbrüderſchaft zu Hamburg vom Jahre 14565). Ihres hohen Alters 
wegen hervorzuheben iſt eine Ordnung der Mühlknechte aus Danzig vom 
) Vgl. B. II, 4, S. 42 ff. 


9) Daſelbſt. 
. B. 2, Nr 1021 


hr ) Boyſen, D. Hildesheimer Mühlending i. d. Ztſchr. d. Harz Vereins Ig. 10 (1877), 


S. 289 f. 
) Rüdiger, D. ält. Hamburg. Zunftrollen S. 170 f. 
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Jahre 13651); doch wird eine eigentliche Müller-Amts-Rolle auch 
für dieſe Stadt in der Litteratur nicht erwähnt. Außerdem ſind nur 
noch und aus erheblich ſpäterer Zeit zu nennen: eine Müller-Rolle von 
1597 für Greifswald), eine Mühlen-Knappen-Rolle von 1577 und eine 
Müller-Rolle von 1635 für Stettin). Von ungedrucktem Material konnte 
ich noch die Artikel des Müller-Handwerks in Trittau in Holſtein vom 
Jahre 1698 einſehen, die ſich mit anderen Akten dieſes Amts im Privat- 
beſitz des Herrn Dr. Koppmann befinden. 

Vergleichen wir mit dieſem auswärtigen Material das in Roſtock 
erhaltene, ſo ſcheint es, daß unſere Müller auf dem Mühlendam m 
verhältnißmäßig früh zu einem korporativen Zuſammenſchluß gelangt ſind. 
Denn, wenn auch das der Mitte des 15. Ih. angehörende Verzeichniß der 
von den Roſtocker Aemtern zu ſtellenden Kriegsmannſchaften“) die Mäller 
nicht erwähnt, ſo behauptet doch die älteſte Rollenabſchrift, die ſich erhalten 
hat, auf eine Rolle vom Jahre 1490 zurückzugehen und ſeit dieſer Zeit 
hat alſo ſicher eine Müller-Korporation beſtanden, die — wenigſtens 
in der uns erhaltenen Abſchrift aus der Mitte des 17. Ih. — als 
„Companſchafft“ bezeichnet wird Viel vor 1490 wird der Zuſammen⸗ 
ſchluß nicht erfolgt ſein, denn die Verhältniſſe waren einem ſolchen zunächſt 
wohl nicht günſtig, indem die Müller in älterer Zeit zu abhängig von 
den Mühleneigenthümerns) waren, als daß ſie an die Bildung einer 
Vereinigung nach Art der übrigen Handwerker hätten denken können. Am 
15. April 1417 wurde von 16 Mühleneigenthümern, die zum größten 
Theil dem Rath angehörten, ein Vertrag ſchloſſen, demzufolge ſie eine 
gemeinſame Verwaltung ihrer Mühlen unter einem aus ihrer Mitte 
gewählten Mühlenmeiſter vereinbarten“), und etwa um dieſelbe Zeit einigten 
ſich das Kloſter zum heil. Kreuz und das Hoſpital zum heil Geiſt wegen 
der beiden ihnen gehörigen Mühlen über dieſelbe Maßregel ). Dieſe 


1) Hirſch, Handels- u. Gewerbegeſch. Danzigs S. 331. 

2) Vgl. O. Krauſe u. K. Kunze, D. älteren Zunfturkunden der Stadt Greifswald, 
Theil I i. d. Pommerſchen Jahrhüchern 1, S. 103. 

3) Blümcke, D. Handwerkszünfte im mittelaltrl. Stettin i. d. Baltiſchen Studien 
34, 

4) Gedr. v. Koppmann i. d. Hanſ. Geſchichtsbl. 1886 S. 164 ff. 

5) Eine Zuſammenfaſſung deſſen, was ſich über die Eigenthumsrechte an den 
Mühlen ſagen läßt, möchte ich einer ſpäteren Zeit vorbehalten. Hier ſei nur erwähnt, 
daß noch bis gegen Ende des 18. Ih. ſich einzelne Mühlenantheile in den Händen von 
Privatleuten (Mühlenintereſſenten) befanden und daß die Landesherrſchaft erſt im Erb— 
vertrage vom 14. März 1827 auf ihre Antheile an den Dammmühlen zu Gunſten der 
Stadt verzichtete. 

6) Witſchop-Bock v. 1384 — 1431 fol. 122b—123b. 

7) Daſ. fol. 122b. 
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gemeinſame Verwaltung, bei der doch eine Vereinigung der die einzelnen 
Mühlen bedienenden Müller keine Bedeutung haben konnte, hat faſt 11 Jahre 
gedauert. Offenbar aber wurde ſie von der Bürgerſchaft als unbequem 
empfunden, denn als in dem Aufſtande von 1427 zuerſt die 4 Bürger— 
meiſter, die alle den Mühlenvertrag mit geſchloſſen hatten, dann der 
übrige Rath, aus der Stadt geflohen waren, wurde in den Bürgerbrief 
den der neue Rath am 22. Februar 1428 beſiegeln mußte, auch folgender 
Paragraph aufgenommen!): Item ßo ſcholen de molen ene jewerlike 
beſundergen regeret werden und nicht thoſamende bliven, und [men] ſchal 
dath molenwerck holden, alßo dat van oldiges ene wanheit und recht is. 

Muß mithin für die Gründungszeit der Kumpanſchaft der Müller 
auf dem Mühlendamm die zweite Hälfte des 15. Ih. gelten, jo ergiebt 
ſich die Endzeit des Amtes der Waſſermüller daraus, daß ſeine offizielle 
Aufhebung im Jahre 1896 erfolgte. Die Akten im Raths-Archiv reichen 
aber nur bis zum Jahre 1873. 

Wer ſich von der Art einer Korporation und den in ihr herrſchenden 
Zuſtänden ein Bild machen will, wird in der Regel zunächſt nach ihren 
Statuten fragen, die bei den Aemtern unſerer Städte bekanntlich als 
Rollen, Ordnungen oder Beliebungen bezeichnet werden?). Erſchöpfende 
Auskunft über das, was als Recht galt, darf man allerdings von den 
Rollen, beſonders der früheren Zeit, umſoweniger erwarten, als eine 
ſuyſtematiſche Geſetzgebung dem Mittelalter überhaupt fremd war und ſich 
weder in den Statuten der großen Ritterorden, noch in den ſtädtiſchen 
Rechtsurkunden findet). Nur zur Ergänzung des durch gewohnheits— 
mäßige Uebung Bekannten oder zur Steuer von Mißbräuchen, erſcheinen 
ſie abgefaßt. Immerhin aber ſind ſie die wichtigſten Denkmäler unſerer 
Aemter. i 

In Betreff der Roſtocker Waſſermüller wiſſen wir von drei ver— 
ſchiedenen Rollen, von denen leider die jüngſte ſich bis jetzt nicht hat 
auffinden laſſen. Die älteſte, bereits erwähnte, iſt uus in dem 1639 
begonnenen Protokollbuch der Kumpanſchaft in einer Abſchrift von der 
Hand des Amtsſchreibers Chriſtianus Schliemann erhalten und trägt in 
ihr die Bezeichnung „Beliebunge unnd Geſette der Mäller-Companſchafft 
auffem Mühlendam“. Im Anfang des 18. Ih. ſind ihr noch zwei die 

1) Rud. Lange, Roſtocker Verfaſſungskämpfe bis zur Mitte des 15. Ih. (Roſt. 
Gymn. Progr. 1888) S. 29 S 24. 

2) Vgl. Wehrmann, D. ält. Lübeck. Zunſtrollen S. 15 f. 

3) Vgl. für die Statuten des Deutſchen Ordens: (De Wal,) Recherches sur 
Pancienne constitution de l'ordre Teutonique I, S. 206 u. Dragendorff, Ueber die 
Beamten des Deutſchen Ordens in Livland währ. d. XIII. Ih. (Diſſ. Berl. 1894) S. 6, 
für die ſtädt. Rechtsurkunden: Frensdorff, D. Stadt- u. Gerichtsverfaſſung Lübecks 
nil. Ih. S. 31. 
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Losſprechung der Lehrlinge betreffende Paragraphen, deren zweiter von 
1712 Juni 19 datirt iſt, hinzugefügt. Wenn man nicht in der dieſen 
Zuſätzen vorausgehenden Bemerkung „Anno 1584 renovirt“ den Hinweis 
auf eine damals erfolgte obrigkeitliche Beſtätigung der Rolle ſehen will, 
ſo findet ſich keine Spur einer ſolchen. Sie erſcheint vielmehr als von 
den Mitgliedern der Kumpanſchaft, in den Zuſätzen von Meiſtern und 
Geſellen, die auch die Aufrechterhaltung überwachen ſollen, vereinbart, wie 
denn auch die Bezeichnung „Beliebunge“ auf das urſprüngliche Fehlen 
einer obrigkeitlichen Beſtätigung hinzudeuten ſcheint!). Um das Anſehen 
ihrer Genoſſenſchaft zu heben und den ihnen von andern mecklenburgiſchen 
Müller⸗Aemtern gemachten Schwierigkeiten ein Ende zu machen, ſahen ſich 
die Waſſermüller im Jahre 1712 bewogen, um eine vom Landesherrn 
beſtätigte Rolle nachzuſuchen. Wohl wird dieſe in der Veſtätigung des 
Herzogs Friedrich Wilhelm zu Mecklenburg vom 2. December 1712 als 
bisher gebrauchte Amtsrolle bezeichnet, thatſächlich aber müſſen ihre 39 
Paragraphen als etwas rechtlich vollkommen Neues angeſehen werden, wie 
denn auch die Bezeichuung der Waſſermüller als Amt erſt von dieſer 
Zeit an regelmäßig gebraucht wird. Am 11. März 1713 wurde dieſe 
tolle im Hauſe des Meiſters Badenmöller den Meiſtern und Geſellen 
vorgeleſen. Die Geſellen bezeugten ihre Freude durch den Beſchluß, aus 
ihren Mitteln dem Amt eine Lade zu ſchenken. Auch wurde beſchloſſen, 
dem Mühlen-Amt zu Güſtrow, mit dem man in Streit war, eine Kopie 
der Beſtätigung zuzuſenden. Erneuerungen dieſer landesherrlichen Be— 
ſtätigung laſſen ſich für den 13. Juni 1748 und für das Jahr 1776 
nachweiſen. Wenn in dem Geſuch des Amts vom 5. Oktober 1776 die 
Regierung auch um Abſchriften der Beſtätigungen von 1712 und 1748 
gebeten wird, da die Originale verloren ſeien, ſo haben dieſe ſich ſpäter 
offenbar wiedergefunden; namentlich die von 1712, in der die ganze Rolle 
transſumirt iſt, iſt ein ſchönes Stück: ein Heft von 10 Pergamentblättern 
in Folio mit dem daranhängenden großen herzoglichen Siegel. Eine Be— 
ſtätigung von Seiten der ſtädtiſchen Obrigkeit, der Gerichtsherren, erfolgte 
unter ganz geringen Aenderungen am 21. December 1721. 

Die jüngſte Rolle des Waſſermüller-Amts datirt vom 23. Mz. 1787, 
fehlt aber, wie ſchon oben erwähnt, unter den Akten. Abgeſehen von 
gelegentlichen Erwähnungen, wiſſen wir nur, daß die Paragraphen 4, 27 
und 28 am 29. Sept. 1848 eine Abänderung erfuhren. 


1) Vgl. Wehrmann, a. a. O. S. 15 f.: „Beliebungen werden von den Gewerbe— 
treibenden allein beſchloſſen, ihnen fehlte aber, da ſie vom Rathe nicht beſtätigt waren, 
die rechtsverbindliche Kraft“. — Weniger Gewicht möchte ich auf die Thatſache legen, 
daß E. E. Rath im J. 1704 in den einen Streit der Müller und Gärber mit dem 
Walkmüller Pragſtorff betreffenden Akten die Erſteren nicht als Korporation bezeichnet. 
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Die übrigen Quellen für unſere Kenntniß der Geſchichte' der Waſſer— 
müller zerfallen in Bücher und einzelne Aktenſtücke. 

Unter den Büchern nimmt das ſchon erwähnte, das mit dem Jahre 
1639 beginnt, die erſte Stelle ein. Es enthält: 

1) Protokolle über Amtsverſammlungen aus den Jahren 1639 bis 
1654, ſowie auch ein ſpäteres, das wohl aus dem Jahre 1788 ſtammt. 

2) Protokolle über Losgebungen von Lehrlingen aus den Jahren 
1643 bis 1712. 

3) Die ſchon beſprochene älteſte Rollenabſchrift. 

4) Ein Verzeichniß des Zinngeräths aus den Jahren 1709 bis 1712. 

5) Ein Verzeichniß von Ausgaben aus dem Jahre 1640. 

6) Notizen über verſprochene Schilder zum Behängen des Willkomms. 

Eine regelmäßige Buchführung der Waſſermüller beginnt erſt mit 
dem Jahre 1713. Es wurden zunächſt zwei verſchiedene Bücher angelegt, 
deren eines die Protokolle über die Amtsverſammlungen und die Auf— 
zeichnung der Einnahmen und Ausgaben enthielt, während das zweite 
für die Einſchreibungen und Ausſchreibungen der Lehrlinge beſtimmt war. 
Ein Geſellenbuch, in dem zugleich über die Armenbüchſe Rechnung geführt 
wurde, iſt gleichzeitig mit der Wiedereinführung der letztern im Jahre 1788 
eingerichtet worden. Im Jahre 1809 wurde dann noch für die Protokolle 
ein beſonderes Buch angelegt. | 

Was die Akten anlangt, jo mag die Bemerkung genügen, daß auch 
ſie in einzelnen Stücken bis in die Mitte des 17. Ih. zurückreichen. 


2. Das Verhältniß des Amts zur ſtädtiſchen Obrigkeit. 


Das Verhältniß der einzelnen Angehörigen der Müller-Aemter zur 
ſtädtiſchen Obrigkeit wurde normirt und ſanktionirt durch die Eide, 
welche Meiſter, Geſellen und Jungen zu leiſten verpflichtet waren. Ein 
Windmüller-Eid, der durch Unterſchleife bei der Acciſe veranlaßt war, 
wird ſchon in den Raths-Protokollen des Jahres 1564 erwähnt. Ein 
„Möller-Eydt“, der im Jahre 1619 im Gebrauch war und im Eid— 
und Rollbuche ſteht!), hat neben dem allgemeinen Verhalten gegen die 
Obrigkeit beſonders den Schutz des Publikums vor Uebervortheilung im 
Auge. Ein als Waſſer- und Windmüller-Eid bezeichnetes Formular 
aus dem Jahre 1645 bezieht ſich vornehmlich wieder auf die Acciſe, in 
deren Intereſſe auch die ſpätern undatirten in den Mühlenakten befind— 
lichen abgefaßt ſind. Es ſind dies: ein „Mühlen-Burſchen-Eyd“, auch 
als „Müller⸗Knecht⸗ und Jungen-Aidt“ bezeichnet, „der Eydt der Mühlen— 


) Fol. 130 b. 
) Hillſcher Sammelband S. 196 f. 
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Meiſter auff dem Mühlen⸗Damm“ und „der Mühlen-Meiſter⸗Eid vorm 
Stein⸗ und Crepliniſchen Thor“. Die Meiſter geloben, nur durch 
beeidigte Knechte und Jungen mahlen und Korn ausfahren zu wollen und 
die neuangenommenen vereidigen zu laſſen. 

Was das Verhältniß des Waſſermüller-Amts zur ſtädtiſchen Obrigkeit 
betrifft, jo gab es zwar mannigfache Vorſchriften in Bezug auf die 
Regulirung des Waſſerſtandes durch Schließung oder Oeffnung der 
Schleuſen, auf die Arbeitszeit u. A., doch kann ich darauf hier nicht ein— 
gehen ). 

Aus der älteſten Rolle läßt ſich, wie wir ſahen, in dieſer Beziehung 
nichts entnehmen. Die herzogliche Rolle von 1712 ſchreibt wiederholt 
vor, daß die in Strafe Gefallenen ſowohl dem Amte als auch der 
Kämmerei oder dem Gerichte eine Zahlung zu leiſten hätten. Die Be— 
ſtätigung von Seiten der ſtädtiſchen Obrigkeit im Jahre 1721 erfolgte 
aber, wie bereits erwähnt, durch das Gericht und dieſes hat daher die 
auf die Kämmerei bezüglichen Stellen getilgt. Denn, wie der ganze 
Mühlendamm von Altersher unter dem Gerichte ſtand und trotz gelegent— 
licher Anfechtungen durch den Landesherrn auch ſtehen blieb), jo war 
auch das Waſſermüller-Amt der Jurisdiktion des Gerichts unterſtellt, 
während die übrigen Aemter unter das Gewett gehörten. Dem Gericht 
hatten die Waſſermüller auch eine jährliche Abgabe zu zahlen. Daß dieſe 
nicht immer regelmäßig entrichtet wurde, zeigt der folgende Fall. Nach 
einem P. M. des Senators Ludendorff vom Jahre 1823 war das Müllers 
Amt ihm und dem Senator Bencard die jährlich an das Gericht zu 
zahlenden 1 5 16 3 N. ½ für die Jahre 1811, 1814, 1817, 1819, 
1820, 1821 und 1822 ſchuldig geblieben; das Amt wurde verurtheilt, an 
Ludendorff 6 % 32 ES N. 7 und an Bencard 2 4 32 / binnen 
8 Tagen zu entrichten. 

Während es im 14. Ih. den Aemtern, jo lange ſie ſich gebührlich 
verhielten, vergönnt geweſen war, mit Erlaubniß des Raths, dem es frei— 
ſtand, zwei ſeiner Mitglieder dazu zu entſenden, ihre Verſammlungen oder 
Morgenſprachen zu halten, durften ſie nach einer Verordnung vom 
6. Mai 1767 nicht mehr ohne Zuziehung der Amts-Patrone zuſammen— 
kommen. Wenn ſie es dennoch thaten, ſo war das Beſchloſſene ungültig, 
und jeder Amtsgenoſſe, der bei der Zuſammenkunft zugegen geweſen war, 
hatte 10 , der Aelteſte aber die doppelte Strafe zu zahlen; bei fort— 


1) Auch dieſe als „Dammesgerechtigkeit“ zuſammengefaßten Vorſchriften hoffe ich 
gelegentlich in einer dem Mühlendamm gewidmeten Arbeit ausführlicher beſprechen zu 
können. 

) Vgl. die Beſtätigung der ſtädtiſchen Gerichtsbarkeit über den Mühlendamm im 
Erbvertrag von 1788 8 145. 
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dauernder Widerſetzlichkeit ſollte mit Gefängniß oder gar mit Aufhebung 
der Amts-Gerechtſame vorgegangen werden. Specielles in Bezug auf 
dieſen Punkt hat ſich aus der Zeit vor 1800 für das Amt der Waſſer— 
müller nicht ermitteln laſſen. Aus dem 19. Ih. haben ſich dagegen eine 
Anzahl Schreiben erhalten, in denen E. E. Rath dem Amte die Erwählung 
eines neuen Patrons mittheilt. In dieſer Zeit hat das Amt ſtets nur 
einen Patron gehabt, und daß dieſer ſeinen Conſens zur Abhaltung der 
Verſammlungen ertheilt habe, wird ebenſo wiederholt erwähnt, wie ſeine 
Anweſenheit durch die Protokolle mehrfach bezeugt wird. 

In dem Hundert-Männer⸗Kollegium waren nach dem Regulativ von 
1770, das bekanntlich bis 1887 Geltung hatte, wie eine ganze Reihe 
anderer Aemter, auch die Müäller nicht vertreten. 


3. Das Verhältniß des Amts zu andern Noſtocker Gewerben und 
zu auswärtigen Müller-Aemtern. 

Es iſt bereits erwähnt worden, daß die älteſte Rolle als Rolle der 
Müller auf dem Mühlendamm, alſo als Waſſer-Müller-Rolle, der Eid 
von 1645 aber als Eid der Waſſer- und Wind-Müäller bezeichnet wird. Wann 
die Windmüller, die als Gewerbe unzweifelhaft jüngeren Urſprungs, 
ſind, zu einer Corporation zuſammentraten, wiſſen wir nicht. Ihre Akten 
ſind an das Raths-Archiv nicht abgeliefert worden. — Es lag in der 
Natur der Sache, daß zwiſchen zwei jo nah verwandten, ja ſtellenweiſe 
von denſelben Perſonen ausgeübten Gewerben, beſonders wenn für ſie 
getrennte Aemter beſtanden, Streitigkeiten mehrfach vorkamen. So kam 
es in den Jahren 1788 und 1789 zu einem längeren Proceß wegen des 
Müllers Köhn auf der Kayen-Mühle, der dem Waſſermüller-Amte an— 
gehörte, aber auch vom Windmüller-Amt in Anſpruch genommen wurde, 
da ſeine Mühle ebenſogut als Wind- wie als Waſſer-Mühle gelten konnte. 
Der Streit, der bis an die Regierung ging, endete nach endloſem Hin— 
und Herſchreiben ſchließlich mit einem Vergleich, durch den dem Wind— 
Müller-Amt, das dafür ſeinen Anſprüchen entſagte, 10 % N. ?/, als eine 
Ergötzlichkeit zugebilligt wurden, während ſich im Uebrigen beide enter 
für die Zukunft alle Rechte vorbehielten. Andererſeits beſchwerten ſich im 
Jahre 1827 die Waſſermüller bei E. E. Rath über den Windmüller 
Grube, weil dieſer ſich widerrechtlich Kundſchaft in der Stadt verſchafft 
und ihnen dadurch Schaden zugefügt habe. — Wegen derartiger Reibereien, 
die ſicher häufiger waren, als unſere Akten erkennen laſſen, tauchte zu 
verſchiedenen Zeiten der naheliegende Gedanke auf, durch Vereinigung der 
beiden concurrierenden Korporationen Frieden zu ſchaffen. Darauf hin— 
zielende Verhandlungen fanden ſicher im Jahre 1765 vor der herzoglichen 
Kommiſſion ſtatt und vielleicht hängt es mit ihnen zuſammen, daß 1766 
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die Waſſermüller den Windmüllern laut Rechnung für Amts-Unkoſten 
30 f 17.8 zu zahlen hatten. In den 90er Jahren des 18. Ih, finden 
wir dann mehrfach die Bezeichnung „Amt der Waſſer- und Windmüller“. 
Im Jahre 1800 wird im Rechnungsbuch die Summe von 25 8 „für das 
Decret in Betref der Combinirung der beiden Aemter“ gebucht, und in 
einer Advokaturrechnung des Amtsnotars, die im Jahre 1803 für das 
Amt der Waſſer- und Windmüller ausgeſtellt wurde, werden für den 
5. Januar 1800 „Diäten wegen der Vereinigung beider Müller-Aemter 
nebſt Aufnahme des Protokolls“ mit 1 28 und „für Ausfertigung des— 
ſelben zur Anl. bey der Vorſtellung an E. E. Rath“ mit 10 / berechnet, 
und es folgt die Bemerkung „hiervon den Halbſcheid, da die zweite Hälfte 
vom Amte der Windmuller berichtiget worden“. Im Jahre 1803 heißt 
es denn auch in einem Protokoll: „Actum Roſtock im Gelagshauſe des 
löbl. Amts der hieſigen Waſſer- und Windmüller“. Die Jahreszahl 1814 
trägt ein Siegel, das ſich als „Das Lobl. Amt-Siegel der Waſſer- und 
Wind-Muller von Muhlendamm zu Roſtock“ bezeichnet. Vereinigt er— 
ſcheinen die Aemter auch in den Lehrbriefen, die wir aus den Jahren 
1831 bis 1864 beſitzen (wogegen ein Lehrbrief-Entwurf von 1823 nur 
das Waſſermüller-Amt nennt); vereinigt auch in den Protokollen von 1838 
bis 1873. In den Etats der Stadt Roſtock und den Adreßbüchern da— 
gegen, die bis 1805 zurückreichen, werden die Waſſer- und Windmüller 
bis zum Jahre 1886 als zwei Aemter aufgeführt, die von 1805 bis 1821 
den gleichen, ſeit 1822 aber zwei verſchiedene Amts-Patrone haben. Und 
die officielle Auflöſung des Windmüller-Amts erfolgte im Jahre 1888, 
während das Waſſermüller-Amt, wie erwähnt, wenigſtens auf dem Papier, 
noch bis 1896 beſtand. — Klarheit in Bezug auf dieſe Verhältniſſe iſt 
aus den Akten nicht zu erlangen. Daß aber Vereinbarungen zwiſchen 
den Waſſer- und Windmüllern ſchon früh beſtanden, läßt ſich nachweiſen. 
So heißt es in der Rolle von 1712 (§S 29): „Wann auch ein Knecht von 
ſeinem Meiſter Uhrlaub bekommen oder nehmen will, ſo ſoll kein Meiſter 
alhier, er ſey ouff der Waſſer- oder Wind-Mühle, denſelben Arbeit 
geben, er habe den vorhero ein halb Jahr gewandert, alßdann ihm frey— 
ſtehet, bey wem er will, hinwieder in Dienſte zu treten“. 

Im Jahre 1721 faßten die beiden Aemter gemeinſame Beſchlüſſe, die 
ebenfalls die Wanderpflicht, dann aber auch das Verbot, einander die 
Kunden abſpenſtig zu machen, betrafen. Im Jahre 1740 pachteten, wie 
uns ein Geſuch der Windmüller-Aelteſten vom 20. Jan. 1755 berichtet, 
beide Aemter von der Kämmerei eine Walkmühle; 1745 verhandelten 
Deputirte beider Aemter mit der Kämmerei „wegen des Penſionscontracts 
über die vor dem Kröplienſchen Thore belegene Walk-Mühle“ und 
verpflichteten ſich zur Zahlung von 50 ; am 28. November 1754 
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wurden die Müller zur Zahlung angehalten, und baten, da ſie bis au 
vier geſtorben ſeien, mit 25 % zufrieden zu ſein, wurden aber abſchlägig 
beſchieden. Im Jahre 1790 fand eine Zuſammenkunft beider Aemter ſtatt, 
um wegen Verlegung der Herberge zu berathen. Im Jahre 1857 endlich 
legten bei Verpachtung der Neuen Mühle am Damm die Aemter der 
Waſſer- und Windmüller gemeinſchaftlich Recurs gegen E. E. Rath ein, 
der die Mühle an einen hieſigen Kaufmann verpachten wollte, und er— 
wirkten bei der Regierung die Entſcheidung, daß im hieſigen Bezirke Keiner 
eine Mühle haben dürfe, der nicht das Meiſterrecht in einem der hieſigen 
Aemter erworben hätte. 

Faſt ebenſo nahe wie Streitigkeiten mit den Windmüllern lagen den 
Waſſermüllern Conflikte mit denjenigen Gewerben, auf deren Kundſchaft 
ſie beſonders angewieſen waren, mit den Bäckern und Brauern. Hier 
handelte es ſich beſonders um die ſog. Matten, das Quantum Mehl, das 
die Müller für ſich behalten durften, um Natural- und Geldleiſtungen an 
die das Korn reſp. Mehl fahrenden Geſellen und um Klagen wegen zu 
langſamen Abmahlens des in die Mähle gelieferten Getreides. Beiſpiels— 
weiſe ſei erwähnt, daß im Jahre 1693 die Bäcker den Müllern das Recht, 
während der hergebrachten Zeit zu fiſchen, abſprechen wollten, weil ſie 
dadurch aufgehalten würden. 

Anderer Art waren die Differenzen, welche die Waſſermüller wegen 
der Regulirung des Waſſerlaufs mit den Gärbern und Fiſchern und 
mit den Letzteren auch deswegen hatten, weil ihnen, wie ſchon angedeutet, 
in der Nähe ihrer Mühlen eine gewiſſe Fiſchereigerechtigkeit zuſtand. 

Die alte Organiſation des Handwerks begnügte ſich bekanntlich nicht 
mit dem Zuſammenfaſſen der Gewerbegenoſſen einer Stadt, ſondern 
ſetzte auch die verſchiedener Gemeinweſen untereinander in Beziehung, die 
in gemeinſamen Vereinbarungen ihren Ausdruck fand ). Und zwar war 
eine der älteſten Veranlaſſungen derartiger Verträge der Wunſch, das 
Geſellenweſen gleichmäßig zu regeln. Wir kommen noch darauf zurück, 
haben aber ſchon hier anzuführen, daß bereits der zweite Paragraph der älteſten 
Rolle das Zuſammengehen mit auswärtigen Korporationen erkennen 
läßt, indem er beſtimmt, daß ein Geſelle, der ſeinen Meiſter beſchimpft 
hat, auch an andern Orten verfolgt werden ſoll. Aus dem Jahre 1675 
liegt uns darauf ein Schreiben vor, in dem das neuprivilegierte Müller— 
Amt zu Schwerin ſich nach Roſtock wendet und um Auskunft über den 
Müller zu Bützow bittet. Streitigkeiten mit auswärtigen Aemtern ver— 
anlaßten dann, wie wir ſahen, die Bitte um Beſtätigung der Rolle durch 


1) Daß die Zuſammenkünfte und das Correſpondiren der Zünfte untereinander 
von der Obrigkeit nicht immer gern geſehen wurde, zeigt der Reichsſchluß von 1731 
Aug. 16 betr. Abſchaffung der Handwerksmißbräuche, VI. 
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den Landesherrn. Die Rolle von 1712 enthielt gleichfalls in zwei 
Paragraphen (§S 28 und $ 38) ſpäter näher anzuführende Vereinbarungen 
in Betreff der Geſellen. In der Folgezeit mehren ſich die Zeugniſſe für 
die Beziehungen unſeres Amts mit den Müllerämtern anderer Städte. 
In zeitlicher Reihenfolge korreſpondirt es mit Ribnitz, Schwerin, Neu-Buckow, 
Stralfund, Güſtrow, Neu-Brandenburg, Gnoien und Röbel. Beſonders 
eng ſcheinen die Beziehungen zu Stralſund, das ja eine Tochterſtadt 
Roſtocks war, geweſen zu ſein. Was die Veranlaſſungen der erhaltenen 
Correſpondenzen anlangt, ſo betreffen ſie insbeſondere Maßregeln gegen 
Pfuſcherei, Erkundigungen und Mittheilungen über einzelne Meiſter und 
Geſellen; auch kommt die Unterſtützung eines vom Unglück betroffenen 
Meiſters (zu Neu-Buckow) vor und es werden die Fragen erörtert, ob 
man verpflichtet ſei, dem Anſinnen der Obrigkeit folgend für jede Mühle 
eine Kornwaage anzuſchaffen, ob es anſtändig ſei, daß ein Meiſter ſeinen 
Müllerwagen ſelbſt zur Stadt fahre, ob das Ohrfeigen des Lehrlings 
bei ſeiner Losſprechung nothwendig und wie es mit der Lehr- und 
Geſellenzeit zu halten ſei, wenn beſondere Verhältniſſe die Aufrechterhaltung 
der Rollenvorſchriften unmöglich machten. 


4, Die Lehrlinge. 


Wie in allen Handwerksgenoſſenſchaften, wurde bei unſern Waſſer— 
Müllern, auch ehe ſie durch die obrigkeitliche Rollenbeſtätigung in den 
Kreis der anerkannten Aemter traten, verlangt, daß Derjenige, der Meiſter 
werden wollte, eine in beſtimmter Weiſe durchgemachte Lehr- und Geſellen— 
zeit hinter ſich hatte. 

Der Annahme der Lehrlinge, Jungen, Lehrburſchen ging faſt bei 
allen Gewerben eine Prüfung der perſönlichen Verhältniſſe des Anzu— 
nehmenden voraus. Bekanntlich waren die meiſten Aemter in dieſer Hinſicht 
nach unſern Begriffen ſehr ſtreng und nicht nur die regelmäßige Forderung 
freier, deutſcher und ehelicher Geburt. ſondern auch unberechtigte Vorurtheile 
ſchloſſen zahlreiche brauchbare Leute von den meiſten Aemtern aus. Daß 
der korporative Zuſammenſchluß der Müller, wie erwähnt, überall ver— 
hältnißmäßig ſpät ſtattfand, mag neben realen Verhältniſſen, wie ſie in 
Roſtock zu Tage traten, auch der Umſtand m tveranlaßt haben, daß das 
Mühlengewerbe zu den ziemlich zahlreichen Hantirungen gehörte, denen Jahr— 
hunderte lang eine gewiſſe Unehrlichkeit oder Anrüchigkeit anhaftete. Es 
erklärt ſich das vor Allem wohl daraus, daß die Müller beſonders leicht 
in die Verſuchung kamen, ihre Kunden zu übervortheilen, indem ſie einen 
Theil des Mehls, das ihr Getreide ergeben hatte, für ſich behielten: 
„moltern“ war die Bezeichnung für dieſe unſaubere Geſchäftspraxis. Dieſe 
Unehrlichkeit, die zur Zeit Karls des Großen Müllerſöhne von allen 
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geiſtlichen Würden ausſchloß, und vielfach zur Folge hatte, daß man den 
Müllern die Lieferung der Galgenleitern aufbürdete, findet denn auch im 
| Volksliede ihren Ausdruck: 


De möllers hebben de beſten ſchwin, 
ſo in dem lande mögen ſin, 

gemeſtet ut der buren ſecken, 
darümm mot mancher armer man 
ſin geſinde deſto fröer upwecken. 


De möller hefft einen roden bart 
darto is he van böſer art, 

dat mach wol got erbarmen; 
wenn em de hende freſen don, 

in den jeden deit he je warmen ). 


Noch in einem im 19. Jahrh. gebräuchlichen Liede, das die Fehler der 
verſchiedenen Gewerbe und Berufe behandelt, heißt es von ihnen: 


Wie machens denn die Müller? 

So machen ſie's: 

Die Mühle geht die Klipp die Klapp. 
„Das beſte Mehl in unſern Sad“. 
So machen ſie's, 

Ja jo machen ſie's ). 


Daß es auch Lieder zum Ruhme der Müller gab, iſt erklärlich ), aber 
der Anrüchigkeit des Gewerbes konnten ſie natürlich nicht abhelfen und 
bei der Empfindlichkeit der alten Zeit in dieſem Punkte kann es uns nicht 
wundern, daß viele Aemter ſich weigerten, Müllerſöhne aufzunehmen, bis 
die Geſetzgebung ſich der Müller annahm. Beſonders wichtig war in 
dieſer Hinſicht der Reichsabſchied von 1548, welcher verordnete, daß hin— 
fort Leinweber, Barbiere, Schäfer, Müller, Zöllner, Pfeifer, Trompeter 
und Bader nicht mehr von den Zünften ausgeſchloſſen ſein ſollten. Aber 
mit einem Schlage hat natürlich auch die damalige Geſetzgebung die durch 
Jahrhunderte eingewurzelten Anſchauungen nicht beſeitigen können, und 
noch über hundert Jahre nach jenem Abſchiede finden ſich bei uns wenigſtens 
Spuren des alten Vorurtheils. Aus einem Gerichts-Protocoll vom Jahre 
1667 geht nämlich hervor, daß vier Müller im eigenen und ihrer Ge— 
werbegenoſſen Namen den Bordenmacher Hinrich Gruhter verklagt hatten, 
weil er behauptet haben ſollte, die Müllerſöhne könnten kein ehrliches 


1) Uhland, Volkslieder S. 694. 
2) Dec, Schade, Handwerkslieder S. 273. 
30 ff. 


78 


Handwerk lernen. Da jedoch die Zeugenausſageu ergaben, daß der Beklagte 
erſtens von Danziger Verhältniſſen geredet, indem er geſagt hatte, in 
Danzig lernte kein Müller das Bordenmacher-Handwerk, und zweitens 
auf Befragen ausdrücklich erklärt hatte, daß er damit nichts gegen die 
Ehrlichkeit der Müller ſagen wolle, ſo konnten die Richter in jener 
Aeußerung nicht Veleidigendes entdecken, meinten auch, Danzig gehöre 
nicht zum Römiſchen Reich, und erinnerten an den Reichsabſchied von 1548, 
ſowie an die Thatſache, daß Prediger und andere feine Leute von Müllern 
entſproſſen ſeien. So endete dieſer Streit zur Zufriedenheit der Müller, 
die noch dadurch erhöht wurde, daß der Beklagte den „Annemelbrief“ des 
Müllerſohnes Jochim Weſtphal mit unterſchrieb, der bei dem Borden— 
macher Jürgen Schrader in die Lehre treten ſollte. | 

Daß, wenigſtens in ſpäterer Zeit, die Müller auch ihrerſeits ich 
bemühten, nur Leute von ehrlicher Abkunft in ihr Amt aufzunehmen, 
beweiſen 6 Schriftſtücke aus den Jahren 1723 und 1724, nach denen ſich 
ein Müllerlehrling genöthigt ſah, die angezweifelte Ehrlichkeit ſeines Vaters, 
der das Amt eines Heide-Vogtes belleidet hatte, feſtſtellen zu laſſen. Auch 
zwei Atteſte aus den Jahren 1719 und 1753 ſind in dieſer Beziehung 
anzuführen, weil in ihnen die Leute, bei denen die betreffenden Lehrlinge 
früher in Dienſt geſtanden haben, nicht nur deren Wohlverhalten bezeugen, 
ſondern auch, daß die Eltern ordentliche Leute ſeien. 

Voll ſo wähleriſch wie andere Aemter ſcheinen die Müller wohl nicht 
geweſen zu ſein. Freilich beſitzen wir eine ſehr große Zahl von Geburts— 
ſcheinen, die, meiſt vom Paſtor ausgeſtellt), in der Regel auch, einen 
Vermerk über die eheliche Geburt enthalten. Die freie Abkunft 
ſcheint dagegen bis in verhältnißmäßig neue Zeit hinein keine nothwendige 
Vorbedingung der Aufnahme geweſen zu ſein. Wohl heißt es in einem 
Geburtsbrief von 1752, daß der Lehrling „in Ehren gezeuget, ächt und recht, 
ehrlich, frei und niemanden leibeigen“ ſei, und kommt auch ſonſt der Aus— 
druck „mit keiner Unterthänigkeit beſchweret“ vor, aber zwei aus den Jahren 
1811 und 1814 ſtammende Conſens-Erklärungen der betreffenden Grund— 
herrſchaft bezeugen doch, daß man auch als Unfreier in die Lehre treten 
durfte. Aus zwei Eintragungen im Ein- und Ausſchreibebuch aus den 
zwanziger Jahren des 18. Ih. ergiebt ſich, daß Lehrlinge ein halbes Jahr 
länger lernen mußten, weil ſie als Unterthanen nicht hatten loskommen 
können; ob aber die Erlangung der Freiheit vor der Ausſchreibung zum 
Geſellen unumgänglich erforderlich war, oder ob man ſich damit begnügte, 


1) Ein aus dem Jahre 1819 ſtammendes Zeugniß iſt vom Organiſten unter dem 
Kirchenſiegel, alſo in Vertretung des Paſtors, ausgeſtellt, und wenn im Jahre 1729 
ein Vater ſeinem Sohne ein Geburtszeugniß ausſtellt, ſo müſſen wir wohl annehmen, 
daß jener eine dem Amte bekannte Perſönlichkeit war. 
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den Unfreien nur eine längere Lehrzeit aufzuerlegen, läßt ſich nicht mit 
voller Sicherheit erkennen. 

Nur erwähnt zu werden braucht, daß ſeit dem Anfang des 19. Ih. 
offenbar auch Impfſcheine zu den von den Aufzunehmenden beizu— 
bringenden Papieren gehörten. 

Den Lehrlingen bei ihrer Annahme etwas zu geben oder zu ver— 
ſprechen, war den Meiſtern nach der Rolle von 1712 verboten. 


Die eigentliche Annahme des Lehrlings aber, ſeine Aufnahme in das 
Amt, erfolgte durch die Einſchreibung. Dieſe war in der Regel mit 
einer gewiſſen Feierlichkeit verbunden und die Rolle von 1712 ordnet an, 
daß ſie in der Amtsverſammlung erfolgen ſolle. Der Lehrling hatte zwei 
Bürgen zu ſtellen, „daß er nicht will weglauffen noch untreu ſein“. Zwei 
Bürgen werden denn auch in älterer Zeit regelmäßig in den Einſchreibungs— 
Protokollen genannt, während man ſich ſpäter auch mit einem begnügt 
zu haben ſcheint. Wenn, wie es ſehr häufig geſchieht, der Lehrherr ſelbſt 
als Bürge erſcheint, ſo iſt dieſe Bürgſchaft als eine dem Amt geleiſtete 
aufzufaſſen und ſollte, wenigſtens in ſpäterer Zeit, demſelbeu auch für den 
Fall, daß der Lehrling entlief, die Bezahlung der Gebühren ſichern. 
Protololle über die Einſchreibungen ſind uns ſeit 1713 erhalten. Es 
wurde zu dieſem Zweck, wie erwähnt, ein beſonderes Buch angelegt, in 
dem dann auch die Ausſchreibungen und ſonſtige auf die Lehrlinge 
bezügliche Bemerkungen aufgezeichnet wurden. Das älteſte uns erhaltene 
Einſchreibungs-Protokoll lautet: „Anno 1713 den 29. Octobr. hat Meiſter 
Jochim Weſtphal ſeinen angenommenen Lehrjungen Michel Mahn, alhie 
bürtig, eines Karrenführers Sohn, welchen er auf Michel. 1712 angenommen, 
einſchreiben laſſen. Lehret nach denen Articuln 3 Jahre. Bürgen ſint: 
Meiſter Weſtphal und Jochim Mahn“). Aus dieſem Protokoll erſehen 
wir, daß die Einſchreibung .erit erfolgte, nachdem der Lehrling bereits 
ein Jahr in der Lehre geweſen war, und eine derartige nachträgliche 
Einſchreibung findet ſich vielfach?). In ſpäterer Zeit iſt die Bemerkung 
nicht ſelten, daß der Lehrling bei ſeiner Einſchreibung verſprochen habe, ſeine 
Lehrjahre richtig auszuhalten. Auch Notizen über die beigebrachten Papiere 
und über die bezahlten Gebühren kommen häufig vor. | 
Die ſogenannte Probezeit der Lehrlinge, die durch Raths-Decret 
vom 20. Sept. 1847 für alle Aemter auf 8 Wochen feſtgeſetzt wurde und 


1) Jochim Mahn war der Bruder des Lehrlings; eine ſpäter hinzugefügte Be— 
merkung lautet: „Oben benanter Michel Mahn hat wegen ſeines Bruders Abſterben 
nicht ausgelernet“. 

2) Am 1. Mai 1817 wurde ſogar ein Lehrling des Mühlenmeiſters Mahn zu 
Dierkow, der bereits 3 Jahre früher beim Amtsälteſten gemeldet war, gleichzeitig eins 
und ausgeſchrieben. 
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über welche auch das Waſſermüller-Amt vom Gericht Mittheilung erhielt, 
ſcheint der älteren Zeit fremd zu ſein. 

Ueber die Dauer der Lehrzeit finden ſich ſeit 1688 Notizen in 
den Losgebungsprotokollen; aus ihnen geht hervor, daß von 1688 — 1700 
nur 2, von 1703 ab aber 3 Lehrjahre üblich waren. Letztere waren bei 
den meiſten Aemtern, auch außerhalb Roſtocks, üblich!) und wurden auch 
in der Rolle von 1712 verlangt. Eine Abkürzung der Lehrzeit wird 
häufiger erwähnt, doch war dazu im 19. Jahrhundert die Genehmigung 
des Raths erforderlich. Eine Verlängerung der Lehrzeit war ſeltener: 
ſchon gedacht worden iſt zweier Fälle einer ſolchen wegen der Unfreiheit 
des Lehrlings und im Jahre 1823 beſtimmte der Aelteſte Hagen, daß ſein 
Sohn, der bereits 3 Lehrjahre hinter ſich hatte, aus beſonderen Gründen 
noch ein viertes lernen ſolle. 

Als Regel galt hier wie überall, daß die ganze Lehrzeit bei ein und 
demſelben Meiſter verbracht wurde. Wenn uns ein Wechſel 
des Lehrherrn begegnet, ſo war er durch die Verhältniſſe bedingt oder 
gerechtfertigt. So übernahm im Jahre 1777 oder 1778 der Meiſter 
Wieſe von ſeinem Vorgänger Michaelſſen zugleich mit der Mühle auch 
den um Michaelis 1776 eingeſchriebenen Lehrling Cord Jochim Santer, 
allerdings unter der Bedingung, daß dieſer die Koſten ſelbſt trage. Am 
1. Mai 1817 machte der Meiſter Friederichs dem Amte die Anzeige, daß 
in Folge eines gerichtlich abgeſchloſſenen Vergleichs vom 29. Auguſt 1816 
das Lehr-Verhältniß des Burſchen Hennings, nachdem derſelbe 2 Jahre 
in der Lehre geweſen, aufgehoben und dem Lehrburſchen auf ſein Anſuchen 
und ohne weitere Anſprache an das Praeſtandum von 6 2 24 / für das 
Ausſchreiben freigegeben ſei, ſich bei einem beliebigen andern Meiſter in 
die Lehre zu begeben; die 6 K 24 / bezahlte dem Amte Meiſter 
Friederichs. 

Der Uebertritt in ein auswärtiges Mülleramt kam im 
Jahre 1813 vor, als die Wittwe des Mühlenmeiſters Meyer zu Voigts— 
hagen es ihren veränderten Verhältniſſen angemeſſen fand, den Lehrburſchen 
Hans Hinr. Wullenbecker, nachdem er ein halbes Jahr treu und redlich 
bei ihr in der Lehre geweſen, zu entlaſſen und ihn bei einem Mühlen⸗ 
Meiſter zu Marlow unter der Bedingung in die weitere Lehre zu geben, 
daß ihm das halbe Jahr angerechnet werde. 

Das Entlaufen der Lehrlinge geſchah nach unſern Notizen in 
älterer Zeit ſeltener, als im 19. Ih. Wie vorhin erwähnt, beſtimmte die 
Rolle von 1712, daß der Lehrling Bürgen dafür ſtellen ſolle, daß er 
nicht weglaufen werde. Dann fügt ſie hinzu: „würde er aber weglauffen, 


1) Vgl. Wehrmann a. a. O. S. 114. 
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ſo ſoll es ihm nicht wieder erlaubet werden, bey einem andern Meiſter 
zu lernen, es ſey denn, daß ihm ſeyn voriger Meiſter nicht begehret“. 

Hatte der Lehrling ſeine Lehrzeit zur Zufriedenheit ſeines Lehrmeiſters 
überstanden, jo erfolgte die Ausschreibung zum Geſellen, die Los— 
ſprechung, Losgebung, Loszählung, Ausſchenke. Wie bereits oben erwähnt, 
beſitzen wir die Losſprechungsprotokolle von 16431712. Aus einem 
dieſer Protokolle ergiebt ſich, daß auch hier nachträgliche Buchung vorkam, 
indem am 16. April 1654 eine im Jahre 1643 erfolgte Losſprechung feſt— 
geſtellt wurde. Wie überall, geſchah die Losſprechung auch bei unſern 
Waſſermüllern mit beſonderer Feierlichkeit. Sie erfolgte auf Veranlaſſung 
des Lehrmeiſters, der das Wohlverhalten ſeines Lehrlings bezeugte, vor 
verſammelter Kumpanſchaft. Der Losgeſprochene wurde ermahnt, ſich ſo 
zu verhalten, wie es einem ehrlichen Mühlenknecht wohlanſtehe und gelobte 
ſich demgemäß zu führen. Auch wurde ihm der Willkomm zum Trunk 
dargereicht und wegen einer weiteren ſymboliſchen Handlung, die weiter ver— 
breitet und, wie wir ſpäter ſehen werden, auch in Stralſund üblich war, richten 
die Waſſermüller im Jahre 1714 an ein auswärtiges Amt das nachfolgende 
Schreiben: „Unſern Hochgeehrter Herrn haben wir hiedurch zu benach— 
richtigen nicht entohniget ſeyn können, waßmaßen alhie die lengſt her— 
gebrachte Gewohnheit geweſen, daß, wenn ein Lehr-Jung auß ſeiner Lehr— 
Jahren tritt, bevor er alß ein Mühlen-Burß zu conſideriren, ein paar 
Maulſchellen oder Ohrfeigen außhalten müße und dabey die Formalien 
pflegen adhibiret werden: Daß leyde von mir, aber von keinem andern. 
Wan demnach etwa Einer oder Ander dieſer Gewohnheit ſich wiederſetzen 
oder auch ein Ambt ihre ausgeſchenckte Geſellen davon zu eximiren ſich 
unterſtehen ſolte, ſo iſt dieſe Frage bey uns in Erörterung kommen: Ob 
ein Geſelle, der dieſer Gewohnheit entgegen keine Maulſchellen oder Ohr— 
feigen bekommen, als ein rechtmäßiger Geſell und Ambts-Bruder paſſiren 
könne? Alß wir nun hierin vor uns allein kein decisum zugeben gemeinet, 
ſondern vielmehr zugleich andere mit zu Rahte ziehen müßen, ſo iſt an 
unſere hochgeehrte Herren unſer dienſtfreundtliches Suchen und Bitten, fie 
wollen von der Güte ſeyn, und ihre Meinung hierüber uns ſobald möglich, 
zu entdecken“. 


Lehrbriefe ſcheinen, wie überall, ſo auch bei uns, in älterer Zeit 
nur auf beſonderen Wunſch des Losgeſprochenen ertheilt zu ſein, z. B. 
wenn er in einer fremden Stadt Meiſter werden wollte ). Doch wird 
ſchon in den älteſten Protokollen ſtets bemerkt, das dem neuen Geſellen 
auf Verlangen ein Lehrbrief unter der Cumpanſchaft Siegel ausgeſtellt 
werden ſolle. Im Jahre 1675 verſprach der Vater eines Geſellen dem 


1) Wehrmann a. a. O. S. 116. 
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Amte für die Ausstellung des Lehrbriefes für feinen Sohn eine Tonne 
Bier und kam auch im folgenden Jahre dieſer jeiner Verpflichtung nach. 
In ſpäterer Zeit fand die Ausſtellung des Lehrbriefs regelmäßig ſtatt und 
wurde durch eine Großherzogliche Verordnung vom 10. Apr. 1828 aus 
drücklich verlangt. Laut Rathsdekret vom 27. Okt. 1830 ſollten dafür 
2 aß an die Aelteſten und 8 / für das Formular und den Stempel ent= 
richtet werden; doch ſollten die Lehrlinge aus der Armenordnung und 
ſonſtige Arme nur die 8 / zu zahlen haben. 

Was das Lehrgeld und die Ein ſchreibungs- und Los- 
ſprechungsgebühren anlangt, jo ſagt die alte Rolle ſelbſt darüber 
nichts; doch iſt ihr ein Paragraph angehängt, nach welchem „der Lehr— 
junge der Companſchaft abgerädetermaaßen 4 % Zinnen bey ſeiner Aus— 
ſchencke geben“ ſoll. Nach einem Protokoll vom 18. Okt. 1722 hatte bi 
dahin jeder Ausgelernte dem Amt einen zweilöthigen ſilbernen Schild für 
den Willkomm geben müſſen, während er nunmehr ſtatt deſſen auch einen 
Thaler an die Amtslade entrichten konnte. Die Rolle von 1712 ſetzt 
das Lehrgeld, das der Junge dem Meiſter zu zahlen hat, auf 4% fell, 
während er nach der Beſtätigung von 1721 dem Meiſter 10 % und dem Amte 
2 28 Lehrgeld geben ſoll. Einer offenbar aus dem Jahre 1788 ſtammenden 
Beſtimmung zufolge ſollte jeder Lehrburſche künftig bei der Einſchreibung, 
und Ausſchreibung je 6 24 / bezahlen, und am 1. Mai 1846 wird 
feſtgeſetzt, daß die hieſigen Meiſter wie die auswärtigen in Zukunft für 
das Ein- und Ausſchreiben eines Lehrlings zuſammen 7 ͤ N. 2], bezahlen 
ſollen, die bei der Einſchreibung zu entrichten ſind. — In Fällen, wo aus 
irgend welchen Gründen die Lehrzeit nicht beendet oder auf die Aus- 
ſchreibung verzichtet wurde, erſtattete, wie mehrfach bezeugt iſt, die Amts— 
kaſſe die bereits bezahlten Gebühren zurück. Eine weitere ziemlich unklare 
Beſtimmung der Rolle von 1712 §& 31 lautet folgendermaßen: „Wann 
ein Meiſter einen Lehr-Jungen annimbt, ſolches ſoll vorm Ambte geſchehen 
und ſoll derſelbe im angehenden Lehr-Jahr eine halbe Tonne, ſowoll auch 
im außgehenden Lehr-Jahr auch eine halbe Tonne Bier ins Ambt geben, 
auch jedesmahl denen Elteſten davon zwölf Schilling, anſtaat Bier drey „2 
geben“. Das hier verlangte Bier wurde natürlich gleich nach der Aus— 
ſchreibung im Amte getrunken, und daß man bei dieſer Gelegenheit nicht 
abgeneigt war, von wohlhabenden Lehrlingen oder deren Vätern auch ein 
Weiteres anzunehmen, zeigte eine Notiz vom Jahre 1724: „Und da 
Jochim Weſtphal wegen und bey Ausſchreibung ſeines Sohnes zur Collation 
Bradten ertheilet, alſo kan ſolches einem jeden, ſo ſolches thun wolte, 
wiederfahren“. — Daß bei ſeiner Ausſchreibung der Lehrling auch den 
Geſellen zu einer Leiſtung verpflichtet war, bezeugt eine Notiz vom 
7. Mai 1819, wonach ein erkrankter Lehrling in ſeiner Ahweſenheit unter 
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der Bedingung losgegeben wird, daß er nach jeiner Geneſung ſein Wander— 
buch auslöſe und ſeine übrigen Praeſtanda an die Geſellen erlege und 
erfülle. Auf eingeriſſene Mißbräuche aber läßt die Verordnung des 
Polizei-Amts vom 19. April 1825 ſchließen, die den Müller -Geſellen 
verbietet, die Lehrlinge bei der Ausſchreibung mit Geldſtrafen zu belegen, 
und die Aelteſten, Altgeſellen und Schaffer für die Befolgung dieſes Ver— 
bots verantwortlich macht. 


5. Die Gefellen, 

Hatten die jungen Müller der Regel nach die ganze Lehrzeit an 
einem Orte und bei einem Meiſter verbracht, ſo ſollten ſie als Geſellen, 
Burſchen oder Knechte auch andersartige, auswärtige Verhältniſſe kennen 
lernen. Wohl von Altersher werden unſere Waſſermüller-Burſchen zum 
Wandern verpflichtet geweſen ſein, denn nur bei ſolcher Annahme iſt 
der erſte Paragraph der alten Rolle verſtändlich, nach welchem der Meiſter, 
wenn er einen Knecht annimmt, dieſen fragen ſoll, ob er ſich den Be— 
ſtimmungen der Rolle fügen wolle. Dagegen war in älterer Zeit eine 
Verpflichtung zu erneutem Wandern nicht nothwendig, wenn der Geſelle 
ſeinen Dienst bei einem Roſtocker Meiſter aufgab. Nur wenn er in Uns 
frieden von ihm geſchieden war und gegen deſſen Willen, ſollte er nach 
Vorſchrift der alten Rolle von keinem Andern aufgenommen, auch in keiner 
Mühle „gehauſt oder gehegt“ werden. Nach der Rolle von 1712 aber 
mußten die jungen Geſellen, die bei einem hieſigen Meiſter ausgelernt 
hatten, zunächſt ein halbes Jahr wegreiſen, und ebenſo ſollten die, welche 
bei einem hieſigen Meiſter als Geſellen gearbeitet hatten, erſt ein halbes 
Jahr wandern, ehe ſie wieder bei einem Roſtocker Waſſer- oder Wind— 
Müller arbeiten durften. Die Meiſter, die, unter Mißachtung dieſer 
Vorſchriften, Geſellen in ihre Mühle nahmen, ſollten beſtraft werden. In 
der Beſtätigung von 1721 iſt die Wanderzeit in beiden Fällen auf ein 


ganzes Jahr verlängert. Und zwar geht dieſe Aenderung im zweiten 


Falle auf eine neue Vereinbarung mit dem Windmüller-Amt zurück, deren 
Protokoll vom 17. Januar 1721 ſich erhalten hat. Bald nach dieſer 
Verſchärfung der Wanderpflicht war einem undatirten Kämmerei-Protokoll 
zufolge Johann Winckelmann etliche Wochen vor Ablauf des Wanderjahres 
nach Roſtock zurückgekommen; da nun aus der Rolle nicht zu erſehen 
war, ob in einem ſolchen Fall der Schuldige nach erlegter Strafe noch 
ein ganzes weiteres Jahr wandern oder nur die fehlende Zeit nachholen 
ſollte, ſo wurde für dieſes Mal nur das Letztere verlangt, während für 
die Zukunft das Erſtere von der Rolle vorgeſchrieben werden ſollte. Im 
Jahre 1819 appellirte der Mühlenpächter Friedrich Wieſe, der einen aus— 
gelernten Lehrjungen in der Arbeit behalten hatte und deshalb vom Amte 
6* 
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in Strafe genommen war, an das Ober-Appellations-Gericht, wurde aber 
abgewieſen. „Denn da der in dieſem Falle nur alleine anwendliche § 31 
der Müller⸗Amts⸗Rolle ganz allgemein und deutlich beſtimmt, daß ein 
ausgelernter Lehrjunge erſt ein ganzes Jahr wegreiſen ſoll, ehe er bei 
einem andern Meiſter in Roſtock Arbeit nehmen darf, ſo kann dieſe 
geſetzliche Vorſchrift durch eine Privat-Uebereinkunft, vermöge deren der 
ausgelernte Lehrjunge bei dem bisherigen Meiſter in Arbeit bleibt, 
über welche der 8 16 der Amts-Rolle nichts disponiret, keineswegs ums 
gangen werden“. Da aber die Wanderpflicht von den Geſellen nicht nur 
unſeres Amtes, ſondern auch im Allgemeinen als eine Unbequemlichkeit 
empfunden wurde, von der ſie ſich freizumachen ſtrebten, ſo dekretirte der Rath 
am 31. Januar 1844 folgendermaßen: „Zur Vorbeugung der in neuerer 
Zeit überhandnehmenden Geſuche wegen Dispenſation von der Wander— 
pflicht der Handwerksgeſellen, findet E E. Rath Sich veranlaßt, hierdurch 
zu beſtimmen: 1) daß in allen den Fällen, wo nicht bereits durch die 
Statuten der hieſigen Handwerks-Aemter, deren Geſellen zur Wanderung 
verpflichtet ſind, eine Friſt zum Antritte der Wanderung beſtimmt iſt, die 
Geſellen ſchuldig ſein ſollen, im Verlaufe eines, vom Tage der Ausſchreibung 
zum Geſellen an zu berechnenden Jahres ſich auf die Wanderung zu be— 
geben, 2) daß dieſe Vorſchrift sub 1 auch die Söhne hieſiger Handwerks— 
meiſter begreifen und daß endlich 3) in Zukunft nur aus ſehr dringenden 
Gründen und gegen Zahlung einer von E. E. Rathe in jedem einzelnen 
Falle zu beſtimmenden Dispenſations-Gebühr von der Wanderpflicht 
dispenſirt werden ſoll“. Dieſe Verordnung wurde laut Gerichts-Protokoll 
vom 6. Febr. 1844 den Aelteſten der Gärber-, Waſſer- und Wind-Müller⸗ 
Aemter mitgetheilt und ihnen aufgegeben: „1) bei der jedesmaligen Aus— 
ſchreibung von Burſchen zu Geſellen dieſe mit ihrer Wanderpflicht und 
der Zeit, binnen welcher die Wanderung von ihnen anzutreten iſt, des— 
gleichen mit den Schwierigkeiten der Erlangung von Dispenſationen gehörig 
und ſpeciell bekannt zu machen, auch 2) demnächſt darauf zu vigiliren, 
daß die Wanderung binnen der vorgeſchriebenen Friſt wirklich angetreten 
wird, widrigenfalls die Verſäumung der Wanderpflicht aber zur obrigkeit— 
lichen Einſchreitung beim Gerichte anzuzeigen“. Die Wanderpflicht, die 
den Geſellen zwang, nacheinander mehreren Aemtern anzugehören, führte, 
wie wir ſchon ſahen, nothwendigerweiſe zu Vereinbarungen der Aemter 
verſchiedener Städte. 

Einer von dem zugewanderten Geſellen zu fordernden ſchriftlichen 
Legitimation gedenkt die älteſte Rolle nicht. Die Rolle von 1712 beſtimmt 
dagegen (§S 37) ausdrücklich, daß die Ankommenden den von ihrem ge— 
weſenen Meiſter ausgeſtellten „Abſcheid“ vorzeigen, widrigenfalls ſie nicht 
„in Arbeit genommen, noch nach Handwerks-Gewohnheit begegnet werden“ 
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ſollen. Nach der Rolle von 1787 darf kein Meiſter bei 2 % Strafe einen 
Geſellen annehmen, auch keinen Knecht zur Mühlenarbeit gebrauchen, der 
das Handwerk nicht zünftig erlernt hat und dem Aelteſten einen Lehrbrief 
vorlegen kann. Die Beſchäftigung von unzünftigen Geſellen hat nach den 
erhaltenen Akten zweimal zu längeren Proceſſen Anlaß gegeben. 


Beſtimmungen über die Dauer der Geſellenzeit habe ich nicht 
zu finden vermocht. Daß man aber eine gewiſſe, wenn auch vielleicht nicht 
feſtgeſtellte Zeit als Geſell gearbeitet haben mußte, bevor man Meiſter 
werden konnte, läßt ſich von vornherein annehmen und wird auch dadurch 
beſtätigt, daß, wenn in vereinzelten Fällen aus beſonderen Gründen das 
Meiſterwerden unmittelbar auf die Lehrzeit folgte, der ſo Bevorzugte, wie 
ſich aus einem Protokoll von 1729 ergiebt, ſich deswegen mit der Geſellen— 
ſchaft abfinden mußte. 


Die Dienſtzeit, für die ſich der Geſelle bei einem Meiſter verdang, 
konnte je nach der Abmachung verſchieden lang ſein, ſollte aber innegehalten 
werden. Nach der Rolle von 1712 ſcheint es üblich geweſen zu ſein, ſich 
entweder auf ein ganzes oder ein halbes Jahr zu verdingen. Wollte der 
Geſelle nach Ablauf dieſer Zeit nicht länger bei ſeinem Meiſter bleiben, 
ſo lag ihm vier Wochen vor dem Termin — Weihnachten, Oſtern, 
Johannis oder Michaelis — die Kündigung ob. Wer dagegen gefehlt 
hatte, ſollte nach der Rolle von 1712 nicht nur binnen Jahr und Tag 
in Roſtock keine Arbeit erhalten, ſondern auch auswärts verfolgt und ge— 
zwungen werden, ſich mit der Roſtocker Obrigkeit und dem Amt zu 
vertragen. 


Was den Arbeitslohn der Geſellen betrifft, ſo redet die Rolle 
von 1712 nicht von einem ſolchen, ſondern nur ($ 36) von einem Trink 
geld: „Imgleichen ſoll auch kein Meiſter ſeinem Knechte mehr Trinckgelt 
geben, den nur die Helffte, es ſey auß der Stadt oder vom Lande; ſolte 
es aber dennoch geſchehen, daß einer ſeinen Knecht mehr geben würde, ſo 
ſoll er zur Straffe eine halbe Tonne Bier und den Armen 2 / geben“. 
Und daß den Geſellen in der That nur ausnahmsweiſe vom Meiſter ein 
feſter Lohn gezahlt wurde, zeigr ein Gerichts-Protokoll vom Jahre 1735, 
das uns auch über die Natur des Trinkgeldes belehrt, von dem der Knecht 
nur die Hälfte erhalten ſoll. Denn wenn die Müller ausſagen: „Ihre 
Knechte kriegten kein Lohn, ſondern forderten von den Leuten ihr Mahl— 
Geld, außer daß Scheel, Gerds und Koſſow einen Lohn-Burſchen gehalten, 
welche alle Sonntage ihre 16 8 empfangen“, jo iſt doch wohl kaum zu 
bezweifeln, daß es jenes Trinkgeld iſt, was hier als Mahlgeld bezeichnet 
wird. Wie groß aber daſſelbe geweſen ſei, muß vorläufig dahingeſtellt bleiben. 
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Ueber die Gewohnheit der Müllergeſellen, ſich Trinkgelder im 
eigentlichen Sinne dadurch zu verſchaffen, daß ſie, vermuthlich doch wohl 
nur den Kunden ihres Meiſters, zum neuen Jahre Glück wünſchten, be— 
richtet uns das Prieſtaff'ſche Tagebuch!) zum Januar 1680 mit folgenden 
Worten: „In dieſem Monat iſt zu Rathe geſchloſſen, daß hinführo die 
Müller kein Neujahr mehr gehen und Geld ſammeln ſollen, weil dadurch, 
wenn ſie ſich beſaufen, viel Unglück, auch Todtſchläge entſtanden; inmaßen 
dann auch in dieſem neuen Jahre noch des Celliſchen Hrn. Majors 
de Puis Diener von einem Mühlen-Knechte (welcher aber davon gekommen) 
erſchlagen worden und damit ihnen dadurch ihre Accidenz nicht entzogen 
werden möchte, ſo ſollen die Mühlenherren ihnen desfalls eine Ergötzlichkeit 
wieder zukehren, zumalen ſie ſich doch außerdem von den Brauer- und 
Bäcker⸗Säcken wohl bezahlt machen werden“. 

Wenn dieſe Notiz Prieſtaff's die Lebens weiſe der Müllergeſellen nicht 
in beſonders günſtigem Lichte erſcheinen läßt, und wenn auch ein von 
einem Geſellen im Jahre 1857 im Geſellenbuch ſeinem Namen beigefügter 
Vers nicht gerade auf einen feinen Verkehrston ſchließen läßt, ſo haben 
wir doch auch Beweiſe dafür, wie man von Amts wegen dafür zu ſorgen 
ſuchte, daß die Geſellen nach Außen hin kein Aergerniß errregten. So 
wurde im Jahre 1654 ein Geſelle wegen Thierquälerei aus der Kumpan— 
ſchaft ausgeſtoßen, ein Urtheil, das indeſſen ſpäter aus unbekannten 
Gründen vom Rath kaſſirt wurde, und im Jahre 1769 hatten zwei 
Geſellen, wegen verübter Unzucht, zuſammen 5 a2 8 /, an das Amt zu 
zahlen. Wie die Lehrlinge, ſo gehörten auch die Geſellen zum Haushalt 
des Meiſters. Wenn die Rolle von 1712 beſtimmt, daß ſie keine Nacht 
vom Hauſe des Meiſters ohne deſſen Wiſſen fernbleiben ſollen, ſo iſt das 
eine in vielen Rollen wiederkehrende Vorſchrift?). Eine Ausnahme bildet 
der Fall, daß ein Geſelle mit den Pferden ſeines Meiſters unterwegs iſt; 
dann ſoll er dieſe bei Nacht nicht verlaſſen. 

Hatten die Meiſter die in Arbeit ſtehenden Geſellen zu überwachen, 
ſo laſtete auf ihnen auch die Hauptſorge für die auf ihrer Wanderſchaft 
durchreiſenden, die jog. feirigen Geſellen. Für den wohl immer 
ſeltenen Fall, daß ein wandernder Burſche hier in Roſtock verſtarb, be— 
ſtimmte die Rolle von 1712, daß, wenn ſeine Baarſchaft nicht ausreiche, 
das Amt die Begräbnißkoſten tragen ſolle. Um ſo häufiger waren die 
Fälle der Unterſtützungsgeſuche. Nach altem, auch an andern Orten 
geltendem Herkommen hatten die Meiſter den wandernden Geſellen, „wenn 
ſie des Tages kommen, Eſſen und Trinken nebſt einem Zehrpfennig auf 


1) Neue wöchentl. Roſt. Nachr. u. Anz. 1840, S. 331. 
2) Wehrmann a. a. O. S. 117. 
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die Reife, wenn ſie aber gegen Abend ankommen, Eſſen und Trinken, ein 
freies Nachtlager und am folgenden Morgen ein Reiſegeld“ zu geben ). 
Daß dieſe Verpflichtung unter Umſtänden eine recht drückende werden 
konnte, liegt auf der Hand, beſonders, wenn ſie, wie es thatſächlich geſchah, 
von Müſſiggängern mißbraucht wurde. Im Jahre 1771 erließ daher 
nach dem Vorgange anderer Staaten auch Herzog Friedrich von Mecklen— 
burg ein ſtrenges Verbot, das die ein Geſchenk begehrenden Geſellen mit 
exemplariſcher Strafe bedrohte; doch ließ ſich dieſes unbedingte Verbot 
offenbar nicht aufrecht erhalten, ſondern mußte in einer Verordnung vom 
Jahre 1773 auf Bitten „der mehreſten Mühlen-Aemter“ dahin gemildert 
werden, daß die angedrohte Strafe nur für das Murren über das von 
dem Meiſter Gewährte gelten ſollte. So blieb es im Weſentlichen beim 
Alten. Um aber die perſönliche Beläſtigung des Einzelnen möglichſt ein— 
zuſchränken, vielleicht auch um eine gleichmäßige Vertheilung auf das ganze 
Amt zu bewerkſtelligen beſchloß das Amt im Jahre 1839, „daß jeder 
Geſelle ein Zeichen bekommen und hiefür von dem Wirthe Herrn Wiencke 
eine Vergütung von 6 „erhalten ſolle, wogegen der feirige Geſell ſein 
Zeichen abgeben müßte“. Die Ausgabe des Zeichens durch die hieſigen Amts— 
meiſter ſollte nach der Reihe geſchehen und monatlich wechſeln. Die Herren Rehm 
und Düvel erklärten, dieſen Beſchlüſſen der hieſigen Amtsmeiſter beitreten 
und ihr Theil zum Geſchenk monatlich beitragen zu wollen, bedangen ſich 
aber aus, daß die feirigen Geſellen bedeutet würden, daß ſie kein Geſchenk 
in Dierkow von Herrn Rehm und auf dem Sandkrug erhalten würden, womit 
die hieſigen Amtsmeiſter einverſtanden waren. Außer dem Geſchenk von 6 / 
Aſolange 6 Meiſter hierbei intereſſiren) ſollten aber die Geſellen keine Speiſung 
oder Nachtlager oder ſonſtige Unterſtützung anzuſprechen haben und ein und 
derſelbe Geſell ſollte das Geſchenk im Laufe eines Vierteljahrs nur 
einmal erhalten. 


Beſondere Geſellenvereinigungen finden ſich zwar in älterer Zeit 
nirgend, in ſpäterer aber bei vielen Aemtern. In Betreff unſerer Waſſer— 
müller⸗Geſellen wiſſen wir zwar von eigenen Geſetzen der Geſellenſchaft 
nichts, doch war eine Organiſation derſelben vorhanden. Schon früh kommen 
eigene Beamte der Geſellenſchaft vor, ſpäter auch eine beſondere Armen— 
und Krankenkaſſe, und der Verpflichtung desjenigen, der nach eben beendeter 
Lehrzeit Meiſter werden wollte, ſich mit der Geſellenſchaft abzufinden, iſt 
bereits in anderm Zuſammenhange gedacht worden. Dieſe Geſellenſchaft 
wird in erſter Linie aus den Arbeitsgeſellen, d. h. den z. Z. bei einem 


1) Vgl. Samml. der Verordnungen, wornach die Handwerks-Aemter in den 
Herzogl. Meckl.⸗Schwerin-Güſtrow'ſchen Landen ſich zu richten haben (Schwerin 1797) 
S. 55 f. XII. | 
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Meiſter in Arbeit Stehenden, gebildet; doch werden in das 1788 angelegte 
Geſellenbuch auch die Junggeſellen, die eben erſt ihre Lehrjahre beendet 
hatten, eingetragen, und daß auch die feirigen Geſellen bei der Geſellen— 
ſchaft Anſchluß und in Nothfällen Hülfe fanden, iſt ebenfalls bezeugt. 

Die Armen⸗ und Krankenkaſſe der Geſellenſchaft war eine 
Einrichtung, die wiederholt außer Gebrauch kam, um dann wieder erneuert 
zu werden. Ob freilich ſchon die in der alten Rolle erwähnten 4% Lübiſch, 
die der in die Kumpanſchaft tretende Knecht den Kumpanen zu zahlen 
hatte, für die Armen- und Krankenkaſſe beſtimmt waren, läßt ſich nicht 
feſtſtellen und ebenſowenig wiſſen wir über den Zweck des „Einſpringel— 
geldes“ von 8 /, das am 29. Mai 1652 von 4 Geſellen entrichtet wird. 
Im Jahre 1719 hören wir dagegen, daß darüber, ob der Aelteſte Scheel 
das Geld, das er einem armen Burſchen ſchon bezahlt hatte, aus der 
Amtslade wiedererhalten ſollte oder nicht, von den Geſellen abgeſtimmt 
wurde, was, wenn es auch nicht das Vorhandenſein einer eigenen Kranken⸗ 
kaſſe beweiſt, doch auf regelmäßige Beiträge der Geſellen an die Amtslade 
ſchließen läßt. Daß aber vor dem Jahre 1788 eine eigene Armenbüchſe 
beſtanden hatte und außer Gebrauch gekommen war, wird dadurch erwieſen, 
daß in dieſem Jahre der Altgeſelle und die „Ehrl. Geſellſchaft der Waſſer— 
müller“ den Wunſch äußerten, „die ehemalige Armen-Büchſe wieder⸗ 
herzuſtellen“, ſich zu einem monatlichen Beitrag erboten und an die Meiſter 
das Geſuch richteten, „zuerſt den Grund mit zu legen, damit dieſes 
gute Inſtitut eine Unterſtützung erhielte“. Die Meiſter gewährten die 
Bitte und es wurde beſtimmt, daß jeder in Arbeit ſtehende Geſelle monat- 
lich 1, jeder in Arbeit tretende und jeder Junggeſelle aber außer 2 8 
Schreibgeld für den Altgeſellen 4 8 bezahlen ſollte, „damit die Bedürfniſſe 
der kranken Geſellen, auch ſonſtiger, die ihr Brod zu verdienen unvermögend, 
abgeholfen würde“. Den Schlüſſel zu dieſer Büchſe ſollte der Altgeſell in 
Verwahrung haben, jedoch nichts ohne vorherige Anzeige beim Aelteſten 
ausbezahlen. Ueber den Inhalt der Armenbüchſe und die monatlichen 
Beiträge, das Mond- oder Monatsgeld, wurden ſeitdem im Geſellenbuch 
Aufzeichnungen gemacht. Am 29. April 1835 zeigte aber der Aelteſte 
an, daß die Geſellen, nachdem ſie vor 2 Jahren den Inhalt der Kranken— 
kaſſe verzehrt, ganz aufgehört hätten, die üblichen Beiträge von monatlich 
1 / zu entrichten. Den anweſenden Geſellen wurde eröffnet, daß das 
nicht geduldet werden könne und daß in Zukunft Jeder im Oſterquartal. 
12 / für die verfloſſenen 12 Monate entrichten müſſe. Wenn ein Gejell 
früher abreiſe, ſo ſolle er nicht eher ſein Wanderbuch erhalten, als bis er 
für die ſeit dem Oſterquartal verfloſſenen Monate die Beiträge bezahlt 
habe. Hinſichtlich der Adminiſtration der Kaffe wurde beſchloſſen: 1) aus 
der Kaſſe werden blos erkrankte, nothleidende Geſellen unterſtützt; 2) die 
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Kaſſe wird in der Geſellenlade aufbewahrt; 3) die Rechnung darüber 
führt der Altgeſelle; 4) wer daraus Unterſtützung haben ſoll, darüber 
beſchließen der Aelteſte und Altgeſelle; Letzterer muß jede Ausgabe durch, 
einen Beleg vom Aelteſten beglaubigen; 5) die Rechnung über die 
Krankenkaſſe wird in jedem Oſterquartal den Meiſtern und Geſellen vor— 
gelegt, und Erſtere beſchließen darüber, ob von dem Kaſſenvorrathe, wenn 
dieſer ſich in der Folge anhäufen ſollte, etwas zinsbar angelegt werden 
ſoll. Am 2. Mai 1839 verweigerten die Geſellen die Zahlung der Bei— 
träge, weil dem Altgeſellen der Schlüſſel zur Amtslade vorenthalten werde. 
Die Meiſter meinten dagegen, daß der Altgeſelle den Schlüſſel zur Amts— 
lade gehabt, ſei nur eine Unordnung geweſen; das habe ſich im vergangenen 
Jahre gezeigt, als der Altgeſelle von hier fortgegangen ſei und den 
Schlüſſel mitgenommen habe; der zweite Schlüſſel komme vielmehr, wie es 
auch bei andern Aemtern der Fall ſei, dem Ladenmeiſter zu, der daher 
ſeinen Namen habe; jedenfalls aber habe der Geſellenbeitrag zur Kranken— 
lade damit gar nichts zu thun, und das Amt werde daher die Geſellen, 
die nicht zahlen wollten, verklagen. Offenbar aber kamen im Laufe der 
Zeit die Beiträge zur Armen- und Kranken-Kaſſe doch in Vergeſſenheit, 
denn im Jahre 1869 richtete der Altgeſelle im Namen der Geſellen— 
brüderſchaft an den Aelteſten die Bitte, ihr zur Gründung einer Kranken— 
kaſſe behülflich zu ſein. Die Ausgaben der Armen- und Kranken-Kaſſe 
beſtanden, wie ſchon erwähnt, in Unterſtützungen feiriger Geſellen, in Kur— 
koſten für kranke Arbeitsgeſellen und Feierburſchen und in Begräbnißkoſten 
bei Todesfällen. Die Kurkoſten wurden bisweilen nur leihweiſe bewilligt. 
Im Jahre 1810 verſpricht der Geſelle Joh. Gottfr. Wichert aus Danzig 
dem Amte, ſobald er Arbeit hat, die ausgelegten Kurkoſten zurückzuzahlen, 
und vier Jahre ſpäter verkaufte das Amt eine Uhr, die von einem Geſellen 
für die Kurkoſten deponirt und nicht wieder eingelöſt iſt. 

Von den Beamten der Geſellſchaft wird zunächſt ſeit 1646 der 
Knecht-Schaffer genannt, der im 17. Jahrh., ebenſo wie der Meiſter— 
Schaffer, vom Amte erwählt wird. Seit dem Beginn des 18. Jahrh. iſt 
der erſte Vertreter der Geſellen der Altgeſell, während der Schaffer die 
zweite Stelle einnimmt. In Bezug auf die Wahl beider gewann die 
Geſellenſchaft eine immer ſelbſtſtändigere Stellung. Während im 18. Jahrh. 
die Wahl von den Meiſtern, wie es ſcheint, ohne Rückſicht auf die Geſellen 
erfolgte, kam es im Jahre 1833 zu einem Rechtsſtreit zwiſchen dieſen und 
den Meiſtern, weil Letztere bei einer Wahl verſäumt hatten, die Geſellen 
zu fragen, ob ſie auch mit dem Ergebniß zufrieden ſeien. Allerdings 
lautete die Entſcheidung des Gerichts, die Wahl ſolle nach wie vor durch 
die Meiſter erfolgen und den Geſellen nur das Recht zuſtehen, eventuell 
gegen die Gewählten begründete Bedenken geltend zu machen. Aber auch 
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dieſer Modus ließ ſich auf die Dauer nicht aufrechterhalten. Im Jahre 
1853 wurden, als die Wahl eines Altgeſellen nöthig war, der Geſellen— 
brüderſchaft von Amtswegen die 3 älteſten Geſellen vorgeſchlagen und von 
ihnen den Meiſtern das Wahlergebniß mitgetheilt, mit dem dieſe ſich 
einverſtanden erklärten. 


6. Die Meiſter. 

Wenn im Jahre 1824 das zweite Quartier des Hundertmänner- 
Kollegiums gegen die Verpachtung der Walkmühle an Kirchmann proteſtirte, 
weil er kein gelernter Müller ſei, und noch im Jahre 1857 die Regierung 
auf Anſuchen der beiden Roſtocker Müller-Aemter anordnete, „daß im 
hieſigen Bezirke keiner eine Mühle haben dürfe, der nicht das Meiſterrecht 
in einem der hieſigen Aemter erworben hätte“, ſo handelte es ſich hier 
um nichts Anderes als um das Beſtreben, Zuſtände aufrecht zu erhalten, 
die ſeit Jahrhunderten hergebracht waren. Denn zum Weſen der alten 
gewerblichen Korporationen gehörte ja vor Allem die Befugniß, alle 
Genoſſen deſſelben Gewerbes zum Beitritt zu zwingen, eine Befugniß, die 
nur ausnahmsweiſe von der Obrigkeit durch Verleihung von Freimeiſter— 
ſtellen durchbrochen wurde. Das Zuſammenſtehen der Waſſermüller gegen— 
über etwaigen Verſuchen Einzelner, ſich dem Zwang, den der Anſchluß an 
die Corporation mit ſich brachte, zu entziehen, zeigen die uns erhaltenen 
Rollen, indem fie beſtimmen, daß demjenigen, der ſich den Amtsgerechtſamen 
widerſetze oder den Anſchluß an das Amt verweigere, die Arbeit gelegt 
werden ſolle. | 

Eine Vorbedingung für die Aufnahme zum Meiſter war natürlich die 
Erwerbung einer Mühle. Die Meiſter des Waſſermüller-Amts waren 
aber, wenigſtens ſoweit ſie in Roſtock anſäſſig waren, nicht Eigenthümer, 
ſondern nur Pächter, die ihre Mühlen, an denen, wie oben erwähnt, außer 
der Stadt Roſtock bis 1827 auch die Landesherrſchaft und in früherer 
Zeit auch Privatperſonen Antheile hatten, von den Eigenthümern auf eine 
beſtimmte Reihe von Jahren gepachtet hatten. Wiederholt findet ſich, daß 
ein Müller mehrere Mühlen in Pacht hatte. Daß keiner einen Amts— 
genoſſen aus ſeiner Pachtung verdrängen ſollte, beſtimmt die Rolle 
von 1712. | | 

Wer als Meiſter in ein Amt aufgenommen werden wollte, mußte das 
Bürgerrecht erwerben. Auch in Betreff der Waſſermüller wird dies 
gleichfalls durch die Rolle von 1712 ausdrücklich gefordert. Daß die Stadt 
ſich aber in ſpäterer Zeit genöthigt ſah, dieſe Forderung auch ihrerſeits 
in Erinnerung zu bringen, zeigen Rathsverordnungen aus den Jahren 
1799 und 1816, in denen es heißt, den Recipiendis ſolle lünftig mit— 
getheilt werden, daß ſie das Bürgerrecht zu gewinnen hätten, und alle 
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halbe Jahr ſei ein Verzeichniß der Neuaufgenommenen einzureichen. Die 
erwähnte Verordnung von 1799 wendet ſich auch gegen den Mißbrauch, 
Leute unter 25 Jahren als Meiſter aufzunehmen. Nach der Zulagsordnung 
von 1699 hatten die ihre Nahrung anfangenden Müller 6 fl., die Walk— 
müller 1 bis 2 fl. an die Stadt zu zahlen. 

Ueber die an den neuen Meiſter geſtellten Anforderungen des Amts 
berichtet die ältere Rolle nur, daß er der Kumpanſchaft, offenbar als 
Meiſtergeld, einen halben Thaler geben ſolle. Nicht ganz leſerlich iſt 
eine Eintragung im Protokollbuch, wonach Hans Karſtens am 29. Mai 
1652 als neuer Meiſter nach altem Gebrauch zuſammen 1 fl. 8 / als 
„einſpringelgelt für beide dürſte (?)“ entrichtete. Nach der Rolle von 1712 
hatte, wer Meiſter werden wollte, außer dem Lehr- und Geburtsbrief, 
5 Reichsthaler beizubringen. In der ſpätern Zeit werden als Betrag des 
Meiſtergeldes ſo verſchiedene Summen angegeben, daß ſich eine beſtimmte 
Regel nicht erſehen läßt. 

Feſtzuſtehen ſcheint daher nur die Thatſache, daß Meiſterſöhne 
weniger zahlten als die Uebrigen. Wenn der neueintretende Meiſterſohn 
zugleich eine Meiſterwittwe heirathete, ſo betrug ſein Eintrittsgeld nach 
der Rolle von 1712 nur die Hälfte des ſonſt üblichen. Daß man aber, 
wie das bei manchem Amte der Fall war, von dem jungen Meiſter das 
Eingehen einer Ehe mit einer Meiſterwittwe oder Meiſtertochter verlangt 
hätte, läßt ſich ebenſowenig nachweiſen, wie ſonſtige Beſtimmungen über 
die Meiſterfrauen. In letzterer Beziehung iſt nur aus der Rolle von 
1712 die Vorſchrift anzuführen, daß ein Amtsmitglied, das Meiſter werden 
wolle, durch den Verkehr mit ſeiner Braut kein Aergerniß errege. Die 
Meiſterwittwen hatten, ohne daß ſie ſich wiederverheiratheten, das 
Recht, das Gewerbe ihres verſtorbenen Mannes weiter zu treiben, und 
traten, wie ſich aus den Büchern und Protokollen ergiebt, in alle ſeine 
Rechte und Pflichten ein. 

Als Nachweis der Qualifikaton iſt die, wie erwähnt, in der 
Rolle von 1712 vorgeſchriebene Einreichung des Geburts- und Lehrbriefes 
aufzufaſſen. Von der Anfertigung eines Meiſterſtücks konnte natürlich bei 
den Müllern nicht die Rede ſein und von einer gewiſſen Geſellenzeit konnte, 
wie wir vorhin geſehen haben, wenigſtens unter bejond:ren Umſtänden 
entbunden werden. Daß es aber auch Fälle gab, wo das Meiſterrecht 
nachgeſucht wurde, ohne daß die Betreffenden die vorgeſchriebene Lehrzeit 
durchgemacht hatten, lehrte uns bereits die Betrachtung der Correſpondenz 
unſerer Müller mit auswärtigen Aemtern. Was bei dieſer nur erwähnt 
zu werden brauchte, verdient hier wie mir ſcheint, ein näheres 
Eingehen Im Jahre 1727 entſchloß ſich der bisherige Kaufmann Joh. 
Hinr. Scheel nach dem Tode ſeines Vaters, des Müller -Aelteſten 
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Hans Scheel, die väterliche Mühle zu übernehmen, erklärte ſich dem Amte 
gegenüber bereit, das Müllerhandwerk zu erlernen, und wurde zu Oſtern 
1727 von dem Aelteſten Joachim Weſtphal in die Lehre genommen. Das 
Amt aber, das begreiflicherweiſe einerſeits von einem Manne, der bereits 
ſelbſtſtändig geweſen war, nicht die Nachholung der geſetzlichen Lehr- und 
der üblichen Geſellenzeit verlangen mochte, andererſeits aber ſich andern 
Aemtern gegenüber keine Blöße geben wollte, erſuchte die Müller-Aemter 
in Stralſund, Schwerin und Güſtrow um deren Gutachten. In Stralſund 
war man in der Lage, auf einen ähnlichen Fall im eigenen Amte hin— 
weiſen zu können. „So haben wir dieſelbe hirmit ſogleich berichten wollen“, 
heißt es in dem Antwortſchreiben, „daß wir vor einigen Jahren alhier der— 
gleichen Casum gehabt, indem ſich alhier ein Kunſt-Meiſter nahmens 
Jochim Schwolle gefunden, welcher nebſt der erbauten Waſſer-Kunſt auch 
die Knips⸗Mühle in Penſion nehmen wolte, darin wir aber nicht conſentiren 
können, es wehre dan, daß er ſeinen Gebuhrts- und Lehrbrief producire. 
Weilen er aber denſelben nicht beybringen konte, da hat er ſich reſolviret, 
daß Ehrb. Mühlen-Handtwerck zu lernen. Darauf iſt er in die Lehre 
geſchrieben, hat die Lach-Kanne ausgetruncken, und da er 2 Jahr gelernet, 
iſt er darauff in ſeiner Mühle von Meiſter und Burßen, nachdem er ſeine 
2 Jahr außgeſtanden, darauf ſeine paar Ohrfeigen vorm Ambt empfangen, 
iſt er zum redlichen Geſellen gemacht, worauff er dan ſogleich unſer Mit— 
Meiſter geworden, und iſt biß an ſein ſeelig Ende bey unß geblieben. 
Wan ſich nun gedachter Hans Schelen Sohn ein ſolches will gefallen 
laßen, ſo können Sie ihm woll acceptieren und daßelbe alſo ſtellen, wie 
Sie wollen, und werden Sie desfals ſo wenig alß wier Anſtöße leiden 
können zan „. Das Müller-Amt zu Schwerin faßte den Fall ebenſo 
auf, indem es rieth, Scheel 2 Jahre das Handwerk ehrlich lernen zu 
laſſen, wegen des dritten Lehrjahres könne er ſich dann mit dem Lehr— 
meiſter und wegen der Wanderjahre mit dem Amte vergleichen. Das 
Güſtrower Amt war dagegen der Anſicht, daß man die Lehrzeit nicht 
verkürzen dürfe. „Wann nun gedachter ſeel. Scheelen Sohn“, ſchreiben die 
Güſtrower, „zwar ein Kauffman, doch nunmehro reſolviret iſt, daß Mühlen— 
Handwerck noch lernen will (1), jo muß er ſich einen Lehr-Meiſter erwehlen; 
und nach Hochf. Articuln ſoll ein jeder, ſo das Mühlen-Handwerck lernen 
will, er ſey ein Frembder oder ein Meiſters-Sohn, ſo ſoll er 3 Jahr 
lernen. Und den Meiſter, den er ſich zum Lehr-Meiſter erwehlet, und 
dabey er lernen will, darunter müßen auch des Aelteſten ſeel. Scheelen in 
ſeiner noch ſtehenden Mühlen vorhandenen Mühlen-Burßen und Lehr— 
Jungens auch ſtehen“. Wie unſer Amt die hier zuletzt berührten Ver— 
hältniſſe regelte, erfahren wir nicht; wohl aber ergiebt ſich aus den 
Amtsbüchern, daß Scheel bereits nach zweijähriger Lehrzeit losgeſprochen 
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und gleichzeitig Meiſter wurde; außer 5 & Meiſtergeld bezahlte er bei 
dieſer Gelegenheit dem Amte 2 % für ein Schild, und auch der Geſellen— 
ſchaft wurde, worüber ein beſonderes Protokoll aufgenommen ward, durch 
eine Geldzahlung und die üblichen Formalitäten Genüge gethan. — 
Weſentlich davon verſchieden lagen die Dinge bei einem andern Fall. Im 
Jahre 1825 war der bisherige Fuhrmanns-Aelteſte Joach. Friedr. Jantzen, 
der „vor vielen Jahren die Müller-Profeſſion ordnungsmäßig erlernt“ und 
auch mehrere Jahre als Geſelle gearbeitet hatte, gegen Zahlung von 
638 N. / Aufnahmegebühren als Meiſter in das hieſige Mülleramt 
aufgenommen worden. Schon vorher aber hatte Jantzen, während er in 
Roſtock das Fuhrmannsgewerbe betrieb, dem Wismarſchen Mülleramt als 
Meiſter angehört und ſein Sohn, Carl Nicolaus Johann Joachim Jantzen 
wurde, nachdem er drittehalb Jahre bei dem Vater gelernt, am 19. Juli 
1826 von dem dortigen Amt, bei deſſen Genoſſen die mißbräuchliche 
Gewohnheit eingeriſſen war, ihre Söhne auch ohne vorherige Einſchreibung 
ausſchreiben zu laſſen, zum Geſellen gemacht worden. Als aber Jantzen 
als nunmehriger Meiſter des Roſtocker Mülleramtes, ohne dem Amt den 
Lehrbrief producirt zu haben, dieſen Sohn als Geſellen in ſeine hieſige 
Mühle nahm, wurde er deshalb in einen Proceß verwickelt, der ſchließlich mit 
folgendem Vergleich endete: Jantzen sr. mußte den Geſellenſchein und das 
Wanderbuch ſeines Sohnes kaſſiren, die Strafe von 2 % erlegen und 
Koſtenerſatz leiſten; Jantzen jr. aber ſollte zu Oſtern hier als Lehrling 
eingeſchrieben und, indem ihm das Amt ausnahmsweiſe die bei ſeinem 
Vater verbrachten 2 / Jahre anrechnen wollte, nach einem halben Jahre 
zum Geſellen gemacht werden. Zu einer Losſprechung ſcheint es jedoch 
nicht gekommen zu ſein; wohl wurde C. N. J. J. Jantzen am 22. Apr. 
1828 als Lehrling eingeſchrieben, an Stelle des Ausſchreibungs-Protokolls 
aber finden wir die Notiz: „Iſt ſpäterhin als Bürger allhier in Roſtock 
recipirt“, und da er nach dem Bürgerbuch bei dieſer Reception, die am 
29. Jan. 1829 erfolgte, als Drögekoper bezeichnet wird, ſo muß er aus 
unbekannten Gründen die Müllerei aufgegeben haben. 

Hatte dieſer Jantzenſche Streit für das Mülleramt zu Wismar die 
Folge, daß ihm vom dortigen Rath nicht nur die Ausſchreibung zum 
Geſellen ohne voraufgegangene ordentliche Lehrzeit, ſondern auch die Auf— 
nahme von auswärtigen Müllern, an deren Wohnort ſich ein 
eigenes Amt befand, verboten wurde, ſo iſt Letzteres wohl dahin zu ver— 
ſtehen, daß in das Wismarſche Amt nur ſolche auswärtigen Müller auf— 
genommen werden ſollten, die auch dem Amt ihres Wohnortes angehörten. 
Jedenfalls war in Roſtock, wenigſtens in früherer Zeit, die Zugehörig— 
keit zu zwei Müllerämtern ebenſowohl möglich wie der Ueber— 
gang von einem Amt in das andere, und offenbar treten nicht nur 
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die Müller vom Lande, jondern auch aus benachbarten Städten gern 
mehreren Aemtern bei. Ergiebt ſich ſchon daraus, daß das Waſſermüller— 
Amt nicht zu den ſogenannten „geſchloſſenen“, d. h. auf eine beſtimmte 
Meiſterzahl beſchränkten Aemtern gehörte, ſondern ein offenes Amt war, 
ſo zeigen uns die Protokolle, Rechnungsbücher und ſonſtigen Akten, daß 
die Größe des Amts eine außerordentlich wechſelnde war. Seinen 
Höhepunkt ſcheint es im Jahre 1793 mit 16 Meiſtern erreicht zu haben, 
während es um die Mitte des 18. Jahrhunderts nur 2 oder 3 Meiſter zählte. 

Von Beamten des Waſſermüller-Amts nennt die alte Rolle den 
Schaffer und die Waſſerherrn. | 

Der Schaffer, zum Unterſchiede von dem Knechtſchaffer auch 
Meiſterſchaffer genannt, iſt auch aus den Protokollen von 1639 bis 1653 
nachweisbar. Er wurde jährlich gewählt, hatte über die Aufrechterhaltung 
der Rollenvorſchriften zu wachen und ſollte bei Streitigkeiten der Mit⸗ 
glieder angerufen werden. Außerdem war ihm das Rechnungsweſen an— 
vertraut, über das er der Kumpanſchaft Rechenſchaft abzulegen hatte. Seit 
1712 gehen die Funktionen des Meiſterſchaffers auf den Aelteſten über. 
Von einer jährlichen Neu- reſp. Wiederwahl erfahren wir bei ihm nichts; 
jedenfalls iſt ſein Amt von Einzelnen jahrelang bekleidet worden. Nach 
der Rolle wurde er vom Amte vorgeſchlagen und von der Obrigkeit 
beſtätigt. Die Beſtimmung, daß die Aelteſten allewege von den Müllern 
genommen werden ſollen, ſollte wohl diejenigen Meiſter, die keine Korn⸗ 
mühle inne hatten — Walk- Müller, Polier-Müller — von der Wahl 
ausſchließen. Wenn der Aelteſte genöthigt war, im Intereſſe des Amtes 
mit der Obrigkeit zu verhandeln, jo ſollten ihm dafür 3 / aus der Amts- 
Lade gereicht werden. Ueber die, wenigſtens in neuerer Zeit, dem Aelteſten 
zuſtehende Befugniß, die Zeit zum Schütten, d. h. zum Aufſtauen des 
Waſſers, zu beſtimmen, werden wir noch zu reden haben. Ein zweiter 
Beamter der ſpäteren Zeit iſt der Ladenmeiſter. Was ſeine Obliegen— 
heiten anlangt, ſo läßt ſich nur nachweiſen, daß er einen Schlüſſel zur 
Amtslade in Verwahrung hatte und daß ſeine Mitunterſchrift auf den 
Kundſchaften erforderlich war. 

Den in der ältern Rolle und auch in den Mühlendamm-Akten wieder- 
holt genannten Waſſerherrn oder Waſſermeiſtern war die Aufſicht 
über die Schleuſen anvertraut. Sie gingen aber nicht immer aus den 
Meiſtern des Waſſermülleramts, ſondern, wie es ſcheint, abwechſelnd aus 
den verſchiedenen an den Schleuſen des Mühlendamms intereſſirten 
Gewerbetreibenden hervor. Am 28. April 1697 wird z. B. der Raſch—⸗ 
macher Hinrich Kordes als Waſſerherr bezeichnet‘). Nach einem Aktenſtück 


1) Die Raſchmacher benutzten bei der Herſtellung ihres Gewebes die Walkmühle. 
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des Jahres 1810 ſcheinen ſie jährlich gewechſelt zu haben. Auf ihren 
Befehl mußten der ältern Rolle zufolge die Meiſter ſich zu den Schleuſen 
begeben, und wer ſein Schütt nicht zur rechten Zeit hatte fallen laſſen, 
ſodaß die Waſſerherrn ſich genöthigt ſahen, es zuzuwerfen, wurde von 
ihnen in Strafe genommen. Derartige Beſtrafungen werden in den 
Rechnungen des 17. Ihs. wiederholt erwähnt. In ſpäterer Zeit wurden 
die Befugniſſe der Waſſerherrn von den Aelteſten mitausgeübt. Nach 
einer Beſchwerdeſchrift des Faſtbäcker-Amts aus dem Jahre 1791 hatte der 
derzeitige Aelteſte Hagemeiſter vier, die beiden andern Damm-Müller nur 
je einen rheiniſchen Mühlengang in Pacht, und Letztere konnten nach der 
Behauptung der Faſtbäcker, die dadurch aufgehalten ſein wollten, in der 
Zeit, über deren Dauer Hagemeiſter zu beſtimmen hatte, nicht genügend 
viel Korn abmahlen. Ob die Behauptung begründet war oder nicht, 
müſſen wir dahingeſtellt ſein laſſen, jedenfalls aber war bei einem aus nur 
noch ſo wenigen Mitgliedern beſtehenden Amte die Befugniß des Aelteſten 
geeignet, Unzuträglichkeiten herbeizuführen. 


7. Die Ver ſammlungen. 

Wie bei allen Aemtern) gab es auch bei den Waſſermüllern regel— 
mäßige, zu beſtimmten Zeiten ſtattfindende, und außerordentliche, aus 
beſonderen Anläſſen zuſammenberufene Verſammlungen. Was die regel- 
mäßigen Verſammlungen anlangt, ſo beſtimmt die Rolle von 1712, 
daß ſie alle Vierteljahr ſtattfinden ſollen. Daher rührt die Bezeichnung 
dieſer Zuſammenkünfte als Quartal, die ſehr häufig gebraucht wird, obwohl 
wir kein einziges Jahr nachweiſen können, in dem vier derartige Verſamm— 
lungen ſtattgefunden haben. Vielmehr werden in den ſeit 1712 geführten 
Büchern nie mehr als zwei, und zwar das Oſter- und Michaelis-Quartal, 
erwähnt. Nach einem Amtsbeſchluß, der nicht vor dem Jahre 1799 gefaßt 
ſein kann, ſollte in Zukunft regelmäßig am Mittwoch vor Michaelis ein 
feierliches Quartal abgehalten, dieſes jedoch abgeſagt werden, wenn keine 
Lehrlinge auszuſchreiben waren. Die fernere Beſtimmung, daß außerhalb 
des Michaelis⸗Quartals kein Lehrling aus- oder eingeſchrieben werden 
ſollte, iſt jedoch, wie unſere auf die Ein- und Ausſchreibung bezüglichen 
Protokolle beweiſen, nicht inne gehalten worden. Am 2. November 1803 
wurde wieder beſchloſſen, alljährlich am Montag nach Michaelis Quartal 
zu halten, dieſes aber ſchriftlich abzuſagen, wenn es unnöthig erſcheine. 
Ein Protokoll vom 11. Mai 1808 ſagt dagegen, es ſei ſchon im Michaelis⸗ 
Quartal 1807 der Beſchluß gefaßt worden, in der Folge zur Erſparung 
von Zeit und Koften nur eine, und zwar die Oſter-Quartal-Zuſammen⸗ 


— — 
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kunft zu halten; nach einem Beſchluß vom 29. Sept. 1848 ſollten zur 
Ein⸗ und Ausſchreibung der Lehrlinge wieder zu Oſtern und Michaelis 
Verſammlungen ſtattfinden; am 27. April 1858 aber wurde das Michaelis— 
Quartal endgültig abgeſchafft. 

Die außerordentichen Verſammlungen haben bis in die 
zweite Hälfte des 18. Ih. hinein beſonders häufig am Sonntag nach der 
Nachmittagspredigt ſtattgefunden. Dem entſprechen auch die Vorſchrift 
der alten Rolle, daß Niemand vor beendeter Vesper zu Gelage gehen 
ſolle, und ein Zuſatz zu dieſer Rolle von 1712, wonach, wenigſtens wenn 
Lehrlinge losgeſprochen wurden, 5 Uhr Nachmittags die gewöhnliche 
Stunde der Zuſammenkünfte war. In ſpäterer Zeit ſcheint der Mittwoch 
ein beliebter Verſammlungstag geweſen zu ſein. | 

Ob es zu den regelmäßigen Verſammlungen noch einer beſonderen 
Ladung der Amtsmitglieder bedurfte, erfahren wir nicht. Da jedoch nach 
den Beſchlüſſen von 1799 und 1803 die Quartale, falls ſie überflüſſig 
waren, abgeſagt werden ſollten, ſo wird wenigſtens damals wohl keine 
Ladung ergangen ſein. Die Veranſtaltung außerordentlicher Zuſammen— 
künfte war nach der Rolle von 1712 Sache des Aelteſten ); an ihn hatte 
ſich Derjenige, der die Zuſammenberufung begehrte, zu wenden und in 
ſeinem Auftrage wurde die Ladung durch den jüngſten Meiſter beſorgt. 
Zum pünktlichen Erſcheinen waren die Amtsmeiſter wohl von 
Altersher verpflichtet: nach einem Zuſatze zur Rolle vom 19. Juni 1712 
hatten ſie der Ladung unbedingt Folge zu leiſten, wenn ſie ſich nicht durch 
triftige Gründe entſchuldigen konnten; wer zu ſpät kam, hatte 8 /, wer 
überhaupt nicht kam, 1% Strafe zu bezahlen. 

Von den Formalitäten, welche bei den Amtsverſammlungen üblich 
waren?), wird die offene Lade in den Protokollen unſeres Amts 
wiederholt bezeugt. — Die Verleſung der Rolle wird ſchon in den 
älteſten Protokollen, die wir beſitzen — ſeit 1644 — erwähnt und durch 
die Rolle von 1712 für die regelmäßigen Verſammlungen ausdrücklich 
gefordert. — In dieſen fand auch die Abrechnung mit den Be— 
amten ſtatt. 

Von Alters her waren mit den Berathungen des Amts geſellige 
Vereinigungen verbunden. Daher die zahlreichen Beſtimmungen der 
alten Rolle, die „im Kroge geholden werden“ ſollen. Sie haben zumeiſt 
den Zweck, Ordnung und gute Sitte bei den Gelagen aufrecht zu erhalten 
und Streitigkeiten zu verhindern. Als beſonders alt und allgemein ver- 
breitet iſt das Verbot des Waffentragens zu erwähnen. Nach der Rolle 

1) Ueber die obrigkeitliche Genehmigung reſp. die Theilnahme des Amts-Patrons 
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von 1712 ſollen die in Strafe Gefallenen jo lange vom Gelage aus— 
geſchloſſen bleiben, bis ſie dem Amt Genüge geleiſtet haben. Im Jahre 
1639 wird gebucht, daß der Schaffer „dem Zeichenberrer (Acciſebeamten) 
vor dem Millentohr vor eine Tipkane Bihr“ und dem Peter Bludte!) für 
eine Tonne Bier Zahlung geleiſtet haben. Von der letztern erfahren wir, 
daß ſie auf St. Jacobi (Juli 25) „im Duſtern“ von der Kumpanſchaft 
ausgetrunken wurde. Auch am 12. April 1640 wurde von Peter Bludte 
eine Tonne Bier gekauft. 


Seit wann ſich an die Quartal-Verſammlungen auch Schmauſereien 
anſchloſſen, läßt ſich natürlich nicht ſagen; ſeit 1713 aber ſind ſie nach— 
weisbar. Nach den Rechnungen zu urtheilen, muß man tapfer gegeſſen 
haben. So verzehrte am 7. November 1792 das damals aus circa 
14 Meiſtern und 25 Geſellen beſtehende Amt außer den Getränken 
— 2 Tonnen Bier? und 4 Kannen Franz-Branntwein — 129 % Rind— 
fleiſch, 90 % Fiſche, 8 Herrenbröte und 18 Kümmelbröte. Als im Jahre 
1797 das Amt ſeine Herberge zu verlegen genöthigt war, wollten die 
Meiſter die Gelegenheit zu einer Einſchränkung der Ausgaben benutzen 
indem fie beſchloſſen, „daß in der Zukunft ſowol bey Quartals - Zeit als 
bey andern Zuſammenkünften auf das menagierlichſte angeſchaft und ge— 
kaufet werden ſolte“. Dadurch erregte man aber, wie aus dem Geſellen— 
buche hervorgeht, den Unwillen der Geſellen in dem Grade, daß man zu 
der alten Gewohnheit zurückkehren mußte: „1797 den 21. Februar haben 
wir Quarthal gehalten und zu gleicher Zeit unſer neue Harbarg bezogen 
auf die Altnow, welches wegen Umſtände halber ohne Luſtbarkeit iſt fort— 
geſetzt worden, weil die Meiſter dieſe Einführung wollen machen, uns 
perſohnweiß zu ſpeiſen, welches die Brüderſchafft ganzt und gar nicht zu— 
geben wollen, dieweil es für unſere Zeit iſt kein Gebrauch geweſen. So 
haben die Meiſter ſich entſchloßen, daß dieſes ins Künftige nicht mehr 
geſchehen ſoll, und die Brüderſchafft mit Handſchlag verſichgert, wodurch 
die löbliche Geſelſchafft zur Aufmunterung bewogen würde“. | 


Zur Beſtreitung der Ausgaben bei den regelmäßigen Zuſammen— 
künften hatten die Meiſter wie die Geſellen beſtimmte Beiträge zu leiſten, 
die als Tietgeld, Zeitgeld, Quartalgeld bezeichnet wurden und zu ver— 
ſchiedenen Zeiten eine verſchiedene Höhe hatten. Die Koſten der außer— 
ordentlichen Verſammlungen hatte Derjenige zu tragen, auf deſſen Wunſch 
die Berufung erfolgt war. Und zwar ſollte er nach der Rolle von 1712 
ein Viertel Bier liefern. Von den in die Amtskaſſe fließenden 


1) Er wohnte bei der Grube. 
2) Ob das Alles war, was getrunken wurde, iſt fraglich, weil ja, wie wir ſahen, 
manche Leiſtungen an das Amt und auch Strafzahlungen in Bier zu entrichten waren. 
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Zahlungen der Lehrlinge, Geſellen und Meiſter haben wir ſchon in 
anderm Zuſammenhang geſprochen. Im Uebrigen ſorgten auch die 
häufigen Strafzahlungen dafür, daß es dem Amt weder an Geld noch an 
Bier fehlte. | 


Was den Ort der Verſammlungen betrifft, jo wird im Jahre 
1506 ein an der Mühlenſtraße belegenes Haus als „Krug der Mühlen— 
knechte“ bezeichnet. Im Jahre 1647 wird „Meiſter Jochim Mormans 
Haus“ genannt; die Mühle Mormans, der damals offenbar Schaffer 
war, lag „vor dem Blockhauſe“. In den Jahren 1651 bis 1654 heißt 
es wiederholt, die Kumpanſchaft jet in „Meiſter Heinrich Albrechts Haufe“ 
verſammelt geweſen. In den Jahren 1695 bis 1716 tagten die Waſſer— 
müller im „Fiſcherſchütting“, wofür im Jahre 1715 eine Jahresmiethe von 
2 a an den Fiſcherälteſten bezahlt wurde. Im Jahre 1716 wurde be⸗ 
ſchloſſen, den Krug vom Fiſcherſchütting nach dem „Blockhauſe“ zu ver- 
legen, wo am 17. Mai 1716 die erſte Verſammlung ſtattfand. Am 
11. Nov. 1790 zog man zu „Herrn Dahmſen auf dem Fiſcherbruch“, 
kehrte aber, „da es . . . dort nicht zu unſer Bequemlichkeit eingerichtet 
war“, am 2. Nov. 1791 zu „Herrn Töhl auf dem Blockhauſe“ zurück. 
Im Jahre 1797 ſah ſich das Amt aber doch bewogen, das Blockhaus end— 
gültig zu verlaſſen, weil der Krugvater Herr Thöl die Feierburſchen und die 
Kranken, die auf der Wanderſchaft eine Verpflegung nöthig hatten, nicht 
mehr beherbergen wollte. „Nach vielen Bemühungen“ gelang es dem 
Amt, ein Abkommen mit Herrn Pentzin auf der ſogenannten „Altona“ zu 
treffen, die noch im Jahre 1803 als Amtsherberge genannt wird. In 
den Jahren 1817 bis 1827 iſt das „Amtshaus der Fiſcher auf dem 
Fiſcherbruch“ als Verſammlungsort nachweisbar, in den Jahren 1832 bis 
1835 der „Schütting des Gerberamts auf dem Gerberbruch“, im Jahre 
1836 das „Haus des Gaſtwirths Schumacher auf dem Fiſcherbruch“. 
Vom Jahre 1838 bis 1873 tagten die Waſſermüller im „Lindenhof“ am 
Roſengarten. Dort hing das jetzt im Alterthümer-Muſeum aufbewahrte 
Herbergsſchild, das die Bezeichnung trägt: „1843 Verſammlungs-Ort 
der Mitglieder des Löbl. Amts der Wind- und Waſſermüller“. Zuletzt 
ſoll die „Flora“ am Schrödersplatz, die jetzige katholiſche Kirche, Ver— 
ſammlungsort der beiden Müller-Aemter geweſen ſein. 


Am 14. März 1713 faßten die Geſellen, wie vorhin ſchon erwähnt, 
gelegentlich der herzoglichen Rollenbeſtätigung den Beſchluß, dem Amt aus 
ihren Mitteln eine Lade zu ſchenken. Dieſe von den Geſellen geſtiftete 
Lade wurde nach dem Inventarium vom 18. Oktober 1722 in der großen 
Amtslade aufbewahrt. Vielleicht beſitzen wir dieſe beiden Laden noch 
heute, denn in unſerm Alterthümer-Muſeum befindet ſich eine kleine mit 
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Schnitzerei und Bemalung geſchmückte Lade, während die Akten des Amts 
in einer großen einfach, aber ſolide gearbeiteten Kiſte ins Archiv geliefert 
wurden. Wenn einem Protokoll aus dem Jahre 1840 zufolge damals 
beſchloſſen wurde, die Amtslade dem Herbergswirth Wiencke zur Auf— 
bewahrung zu übergeben, ſo ſcheint daraus hervorzugehen, daß es ſich um 
eine Neuerung handelt, und wir werden wohl annehmen dürfen, daß in 
früherer Zeit der Ladenmeiſter für die Aufbewahrung zu ſorgen hatte. 
Jedenfalls iſt in ſpäterer Zeit auch das ganze ſonſtige Inventar des 
Amtes in der Herberge aufbewahrt worden. In einem offenbar dem 
Beginn des 18. Ih. angehörenden „Aufſatz waß wir an Zinnen-Zeug 
bey unſerm Ambte haben“, werden aufgezählt: ein großer Willkomm, eine 
große Schenkkanne, 2 Stübchenkannen, 3 lange Pottkannen, eine breite 
Pottkanne, 6 Röhrchen, ferner 3 ſilberne Schilde, die an den Will— 
komm gehängt wurden und deren Schenkung häufig erwähnt wird!), und 
ein „München von Holz“, vermuthlich doch wohl ein Trinkgefäß in 
Geſtalt eines Mönchs. Aus den dieſer Aufzählung folgenden Notizen 
erfahren wir, daß am 21. Juli 1709 Friedrich Schultz, am 11. Mai 1710 
Chriſtian Prieß und im Jahre 1711 Jochim Bockholt je eine Pottkanne 
ins Amt ſtifteten. Auch Jochim Pulau ſchenkte im Jahre 1709 eine 
Kanne. In dem bereits erwähnten Inventarium vom 18. Okt. 1722 
werden außer den beiden Laden aufgezählt: ein zinnerner Willkomm mit 
einem hohen Deckel, an dem ſich eine ſilberne Fahne, 13 ſilberne Schilde 
und „ſchöne“ Bänder befinden, ferner 3 lange zinnerne Kannen — offenbar 
die große Schenkkanne und die beiden Stübchenkannen des erſten Ver— 
zeichniſſes —, die 7 Pottkannen und die 6 Röhrchen. Im Jahre 1741 
befinden ſich an dem zinnernen Willkomm außer der ſilbernen Fahne nur 
noch 6 ſilberne Schilde, während ſich im Uebrigen das Inventar nicht 
verändert hat; doch werden die 3 langen Kannen wieder als eine Schenk— 
kanne und 2 lange Kannen und die 7 Pottkannen als eine runde Pott— 
kanne und 6 Gelageskannen unterſchieden. Mit der bereits erwähnten 
großen Mitgliederzahl, deren ſich das Amt in den 90er Jahren des 
18. Ih. erfreute, mag es zuſammenhängen, daß man im Jahre 1795 die 
Anſchaffung eines ſilbernen Willkomms beſchloß, der im Jahre 1796 
vollendet wurde. Der Goldarbeiter Drümmer zu Schwerin erhielt dafür 
142 Thaler, wozu noch die Koſten für das Futteral und den Transport 
hinzukamen. Mit dem Herbergsſchild und der kleinen Lade zuſammen 
befindet ſich jetzt auch dieſer ſilberne Willkomm in unſerer Alterthümer— 
ſammlung und erhält das Andenken wach an das untergegangene Amt der 
Waſſermüller zu Roſtock. 


1) S. oben S. 82. 
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Beilagen. 
1. Rolle von 1490, renovirt 1584. 


Beliebunge unnd geſette der müller-companſchafft auffem Mühlen⸗ 
dam, ſo aus der alten rollen de anno 1490 extrahiret und in dis 
buch geſchrieben, darnach ſich die ganze companſchafft allewege zu 
richten haben ſollen. 

Im nahmen der heiligen dreifaltigkeit ſindt wy mohlenmeiſters up dem 
Möhlendamme thoſahmen geweſen unnd hebben uth wolbedachten rade 
eindrechtigen bewilliget dit folgende, wat hirnegeſt ſchall geſettet werden, 
ſtieff und faſt tho holden by angeſetteter ſtraffe. 

Thom erſten ſchall ein meiſter, wenn he einen knecht annimbt, dem— 
ſelvigen fragen, efft he ſick auch wil der companſchop ehren rollen unnd 
gerechtigkeit underwerpen, unnd ſein antwortt hören. So ferne de meiſter 
datſülve verſühmet, ſo ſchal he verbraken hebben ein thon bier. 

Thom andern: wenn wor ein compan oder knecht jenigen meiſter mit 
ehrenrürigen wortten angrepe oder wolde denſülven alß einen unehrlichen 
man verdechtig maken, deß he nenen grund hedde, deſülve ſchal nicht alleine 
von dem dienſte verſtöt werden, ſondern ſchal ock an andern orden ver= 
folget werden, up dat ſine böſe nücke by andern ock bekant werden. 

Thon drüdden: woferne ein meiſter oder knecht dieſem allen nicht 
wolde gehorſamb fin, jo ſchal dem meiſter die knechte und die knechte dem. 
meiſter gelegt werden, und hirtho ſchal die gantze companſchop helpen, 
wente ſo lange, dat dat ſchüldige deil tho gebörlicher ſtraffe gebracht iſt. 

Thom vierden: wen ein knecht thom meiſter erwehlet wert, ſchal be 
in de companſchop geven einen halben daler. 

Thom vöfften: wen ſick ein knecht tho der companſchop begifft, ſchal 
he den companen geven vier ſchill. Lub. 

Thom ſöſten: wen ſick meiſter oder knecht thoſahmen verunwillen 
dergeſtalt, dat je ſick an de compane verbreken, jo ſcholen je dat ſülve dem 
ſchaffer up friſcher daht anmelden; woferne ſolkes nicht geſchüt unnd 
woldend demna eine dem andern verwithlich uprücken, ſo ſchölen beide 
parte na gelegenheit der ſaken darumb geſtraffet werden. 

Thom ſovenden: wen ein meiſter einen knecht bi ſick im denſte hefft 
und könden ſick nicht langer verglicken, ſo dat he em müſte vorlöff geven, 
ſo ſchal ſich nemand underſtahn, denſülben wedder anthonehmende wieder 
des vorigen meiſters willen, ock nicht in ſiner mohlen tho huſen oder tho 
hegen, hir ſchölen alle freiburß ock mit gemeinet ſin, by broke einer 
thon bier. 

Thom achten: wen ein meiſter einen möhlengaſt hefft, jünderlich 
einen brauwer, und wolde nicht lenger by em mahlen, ſo ſchal kein meilter: 
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up dem Damme denſülven wedder annehmen, ſonder ſchal dem vorigen 
meiſter darumb anſpreken, efft idt ock ſin wille iß; wofern överſt de urſake 
nichtig iſt, ſo ſchal he denſülven nicht wedder annehmen; geſchüt idt overſt, 
jo ſchal he verbraken hebben eine thonn bier. 

Thom negenden: ſoferne unſer herr Gott durch den dott einen compan 
von hir fordert und mit den companen tho der erden beſtedigt wert, de 
ſchal geven den companen eine thonne bier; der companen frowens overſt 
ſind in dieſem falle frei. 

Thom teinden: wofern einer buten der companſchop würde tho der 
erden beſtedigt, ſchal geven eine thonne bier und vor den boldeck und 
laken zwölff ſchilling. 

Thom eilfften: wen överſt von der companen und ehren hußfrowen 
einer mit dode affginge, de armut halven nicht könte thor erden beſtedigt 
werden, jo ſchal man en uht der companen büßen to grave bringen. 

Dit folgende ſchal im kroge geholden werden: 

Thom twölfften: nemand von den companen ſchal ſchweren bei Gott, 
ſinem liden, marter und wunden bi bröke ein pund waßes. 

Thom dörteinden: nemand ſchal ſchandbahre worde reden ock dem 
andern nicht flöken bi bröke ein pund waßes. 

Thom vierteinden: idt ſchal ock nemand ſin meſt in törnigem mode 
thehen bi bröke einer thonen biers. | 

Thom vöffteinden: idt ſchal nemand bier vergeten effte up de tafel 
ſchlan bi bröke einer thon bier. 

Thom ſößteinden: idt ſchal nemand den andern liegen heten bi bröke 
ein pund waßes. 

Thom ſöventeinden: die lövinge ſchal bi tiden gemaket werden bi 
broke ein pund waßes ). 

Thom achteinden: nemand ſchall up der tafeln ſpelen, es gelde den 

dem gelege. 
g Thom negenteinden ?): nemand ſchal de tafel thoſchnieden effte de 
ſcho uthtehen bi bröfe ein pund waßes. 

Thom twintigeſten: nemand ſchal geſte tho lage bringen, ſondern ſie 
ſind des lages werth. 

Thom 21.: niemand ſchal einen gaſt mit gefehrlicher wehr int lach 
bringen; wart daran gebraken, de em gebeden hefft, ſchal davor böten. 

Thom 22.: nemand ſchal den werth oder werdinne vertörnen bi brök 
einer thon bier. 

Thom 23.: men ſchal ock ken bier uhtſenden, he ſy den tho framen 
lude huß. | 

1) Mir nicht verſtändlich. 

) Das Wort iſt verſchrieben. 
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Thom 24.: men ſchal ock kenen vaſtelavend ſchenken, ſondern he decke 
aff, dat men ſühet, wol he if. 

Thom 25.: nemand ſchal ock in dem gelache köpen effte büeten bi 
bröke einer thon biers. 

Thom 26.: wen de waterherrn dat ſchütte thowerpen, . die ſtraffe 
ein thon bier. 

Thom 27.: wen die waterherren thoſeggen na der ſchlüſe tho gahn, 
wol dar den nicht kombt, iſt die bröke 1 punt waßes. 

Thom 28.: die wordtbröke iſt ein pund waßes, de vor .. ... 1) dar 
nicht iſt. | 

Thom 29.: nemand ſchal tho lage gahn, ehe die vesper uht ift. 

Thom 30.: nemand ſchal wedden, ſonder de wedde gelde dem gelage 
thom beiten ?). | 

Thom 31.: nemand ſchal üverdrinken uth der rege. 

An dieſen vorbenömenden ſtücken ſchölen alle companen den ſchaffer 
tho hülpe kahmen, up dat dieſe ordninge nicht gebraken werde. 

Anno 1584 renovirt. 
(Zuſätze aus dem 18. Ih.) 

So ſall auch der lehrjunge der companſchafft abgerädetermaßen 4 % 
zinnen bey ſeiner außſchencke geben. 

Anno 1712 d. 19. Juny iſt von meiſter und burſen verabrädet: wan 
ſie gefordertt werden bey der außſchenck, da ein junge losgeſprochen wird, 
und auff den geforderten termino nicht kombt, nemblich vor 5 Uhr, ſoll 
geben 8 /s ſtrafe; wer aber ohne erhebliche urſache außbleibet, ſoll in 
1 Rth. ſtraffe verfallen ſeyn. Daß dieſes nun feſte gehalten wird, ſollen 
ſowoll meiſtere alß burs darüber ſteiff halten. 


2, Rolle von 1712 de 

Von Gottes Gnaden Wir Friedrich Wilhelm, Hertzog zu Mecklenburg, 
Fürſt zu Wenden, Schwerin und Ratzeburg, auch Graff zu Schwerin, der: 
Lande Roſtock und Stargard Herr, thun kund und bekennen hiemit für 
Unß und Unſere Succeſſores, regierende Herzogen zu Mecklenburg, und 
ſonſt jedermänniglich, daß Unß Unſere liebe getreue Alterleute und Meiſtere 
des Waßer-Mühlen-Ambts zu Roſtock unterthänigſt zu vernehmen gegeben, 
was geſtalt ſie ſich genöthiget funden, zu mehrer Auffnahme ihres Ambts 
und damit, nechſt Aufhebung der von ein- und andern Mühlen-Aembtern 
unſers Landes ihnen verſchiedentlich erregten disputs, ſie mit denenſelben 
in Ruhe und gutem Verſtändniß leben, auch ihre Knechte und Lehrburſche 
nach wie vor, ſowoll die vorige alß nachkommende ohngekräncket paſſiret 
J ÄUnleſerliches Wort. >) Vgl. oben 18. 


) Die Abweichungen der Beſtätigung von 1721 Dec. 23 find in den An— 
merkungen angegeben. 
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und auffgenommen werden möchten, Unß unterthänigſt anzulangen, Wir 
wolten gnädigſt geruhen, alß regierender Landes-Fürſt und Herr, die von 
ihnen bißher gebrauchte Ambts-Rolle in allen ihren Articuln und Clauſulen 
mit Unſerer fürſtlichen Confirmation zu authoriſiren und zu beſtättigen. 
Wie Wir nun jederzeit geneigt ſeyn, Unſerer Landes-Einwohner und Unter— 
thanen Wollfahrt und Beſtes auf alle Weiſe zu befodern, ſo haben Wir 
der Supplicanten geziemende Bitte gnädigſt Raum und Statt gegeben und 
ſothane ihre Ambts-Ordnung auß Landes-Fürſtlicher Macht und Hoheit 
hiemit und in Krafft dieſes gnädigſt confirmiret und beſtättiget, wie ſelbige 
in nachfolgenden Puneten und Articuln verfaßet iſt. 

J.] Erſtlich ſoll einjedweder, der in dieſer Beliebung und unſer 
Companſchafft mit eingeſchloßen, wann er gefordert wird, ſich gehorſamlich 
einſtellen und bey den Zuſammenkünften und ſonſten ſich aller Gottes— 
läſterung, Fluchen und Schelten ſich gäntzlich enthalten, beſondern ſich aller 
Ehrbarkeit und Beſcheidenheit befleißigen, und ſollen die, ſo unter Unſer 
Compagnie ſeyn, darin verbleiben, und ſich nach ihren eigenen Willen und 
Belieben ohne erhebliche Uhrſachen davon nicht abthun; wer dawieder' 
handelt, der ſoll nach Befindung des Verbrechens würcklich geſtraffet werden. 

[2.] Bey den Begräbnißen der Todten ſollen alle Compagne-Ver— 
wante nebſt den Mühlen-Knechten nachfolgen bei Straff vier Schilling. 
Lübiſch, und, weme das Tragen zukömbt, ſich mit ſchwartzen Kleidern prae— 
ſentiren; und das Tragen der Leiche ſoll nach der Reige folgen, und wer 
ſelber nicht tragen will oder kan, der mag woll einen andern vor ſich 
ſchicken und ſelber nachfolgen. 

[3.] Würde ein Knecht!) ſich verwegern, für ſeinen Meiſter, wenn er 
es von ihm begehrte, zu tragen, der ſoll ein viertel Bier zur Straffe 
geben und folgendes binnen Jahr und Tag für Roſtock zu keiner Arbeit 
wieder verſtattet werden. 

[4.] In Peſtzeiten, welches der liebe Gott gnädig abwenden wolle, 
ſoll die Leiche, wie in ſolchen Fällen alhie zu Roſtock gebräuchlich, von 
denen, ſo im Hauſe verhanden, für die Thür geſetzet werden; daferne aber 
im Hauſe nicht ſoviel verhanden, die die Leiche außſetzen könten, ſo wollen 
wir ſie heraußholen oder auch andere darzu vermögen, welche ſie herausſetzen. 

5. Wann auch ein frembder Mühlen-Knecht ?) alhier wandern käme 
und mit Kranckheit befiele und wegſtürbe und nicht ſoviel in Voraht hätte, 
daß er könte zur Erden beſtättiget werden, ſo ſoll aus der Ambts— 
Laden ſo viel genommen und von dem Ambte zur Erden beſtättiget werden. 

6.] Ferner iſt auch beliebet, daß ein jeglicher, der ſeine Todten mit 
dem Ambte begraben läßet und dieſer Beliebung angehörig, für einen 
alten Menſchen einen Gulden und für ein Kind zwölff Schilling nach ver— 
9 1721: Purſch. ) 1721: Mühlen-Purſch. 
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floßenen vier Wochen ins Ambt geben ſoll. Solte ſich aber zutragen, 
daß einer unſers Mittels einen Dienſtbohten hätte, der bey ihm verſtürbe 
und mit dem Ambte begraben werden ſolte, ſoll dafür eine halbe Tonne 
Bier gegeben werden. Imgleichen da ſich begebe, daß ein Frembder ſeine 
Todten mit unſerm Ambte wolte begraben laßen, der ſoll, ſoferne es ihm 
von den Schaffers erlaubet wird, dem Ambt davor eine Tonne Bier geben. 

7.] So auch ein Frembder außer dem Ambte unſer Leichgewandt 
heuren wolte, der ſoll für daßelbe acht Schilling Lübſch zur heur geben, 
für das Kindergewandt aber vier Schilling entrichten. 

[8.] Bey Verſamblung unſer Leichbegängnißen ſoll Niemand ſich 
unterſtehen, einige Unluſt oder Gezanck anzurichten; wer es aber thut, der 
ſoll dem Ambte undiederſprechlich in einen Gulden Straffe und den 
Armen zwey Schilling verfallen ſeyn. | 

9.] So haben wir auch ferner beliebet, daß wir alle Vierteljahr 
wollen eine Zuſammenkunfft halten und ſoll alßdann einjeglicher zwey 
Schilling Tiedtgeldt!) in des Ambts Büchſe geben; wer aber außbleibet, 
ſoll darneben vier?) Schilling Straffe geben; würden auch die Schaffer 
darinnen ſeumig ſeyn, ſollen ſie deswegen gedoppelt geben. 

10.] Die Alterleute ſollen allewege von den Müllers genommen 
werden, nachdem ſolche vom Ambte vorgeſchlagen und von denen verordneten 
Cammer- u. Gerichts-Herrn?) dazu beſtetiget werden. 

11.] Da ſich ſonſt jemand in unſer Ambt begeben und Meiſter 
werden will, ſoll zuforderſt zu ſolchem Ende umb Lehr- und Gebuhrts— 
Brieff ſich bemühen, bey dem worthabenden Alterman angeben, die Eſchung 
ſuchen und dieſer Ordnung unterwerffen; der ſoll ins Ambt fünff Reichs- 
tahler geben; alßdann ſoll er, daferne er guten Gerüchts und Leumuhts, 
angenommen werden. 

12.) Und demnach unziemlich, daß einer, der nicht Bürger, hieſigen 
gehorſamen Bürgern zum Nachtheil ſich dieſer Nahrung auff) der Stadt 
oder in dero Jurisdiction vor der Stadt gelegene Mühlen gebrauche, ſoll 
derſelbe, welcher eine Mühle alß Meiſter zu betreten und vorzuſtehen 
gemeinet iſt, zuvor und ehe den er dazu verſtattet, das Bürger-Recht ge— 
winnen und ſich dem Ambt mit unterworffen geben ſoll. 

13.] Wann bey benebenden nohtwendigen Fällen bey den Cammer⸗ 
u. Gerichts-Herren?) die Alterleute des Ambts Beſte zu ſuchen benöhtiget 
ſeyn, ſoll einen jeden derſelben dafür auß der Ambts-Lade drey Schilling 
gereichet werden. 

14.] Würde es ſich auch begeben, daß ein oder ander Meiſter hinter 
dem Berge vorm Kräpelinſchen Thor und Stein-Thor auch auff dem 

) 1721: vier Schilling Zeit-Geld. ) 1721: acht. ) 1721: Cammer⸗- u. fehlt. 

) 1721: außer. *) 1721: bey den Gerichts-Herren. 


105 


Mühlendamme nicht Luft hätte, ſich in unſer Beliebung zu geben, dem— 
ſelben ſoll Keiner, weder Meiſter noch Geſell oder Lehr-Jung, in keiner 
Mühlen die geringſte Hülffe leiſten, ſondern ſich deßen gantz enthalten; 
wer dawieder handelt, ſoll der Cämmerey oder Gerichte ) in eine Tonne Bier 
und dem Ambte eine Tonne Bier und den Armen 2 / Straffe verfallen ſeyn. 

15.] Wann auch ſonſten einer von unſerm Ambte und Companſchafft 
etwas verbrochen und ſtrafffällig, ſo ſoll er dem Gelage ſo lange ent— 
weichen, biß ihm ſeine Straffe zuerkant und angekündiget worden iſt und 
die Straffe entrichtet hat. 

116.] Würde auch einer oder ander unſerm Ambte zuwieder ſeyn 
und ſich der Gebühr nach nicht wolte ſtraffen laßen, der ſoll ſolange un— 
gefodert bleiben, biß er ſich gebührlich abgefunden und der Cämmerey 
oder dem Gerichte?) und dem Ambte ein vollenkommen Genügen gethan oder 
es ſoll ihm die Arbeit geleget werden. 

17.] Es ſoll auch kein Meiſter in unſerm Ambte ſich unterſtehen 
einen andern auß ſeiner Mühlen zu dringen, es ſey dann, daß der Meiſter 
die Mühle der Obrigkeit auffgeſaget, daß er ſie nicht länger behalten will 
oder daß die Obrigkeit den Müller nicht länger behalten wollte; würde 
es aber dennoch ſonſten geſchehen, ſoll derſelbe in die Cämmerey- oder 
Gerichts-) und Ambts- würckliche Strafe verfallen ſeyn. 

18.] Würde ſich auch begeben, daß einer ſich unter unß beheyrahtete 
und ſich mit ſeiner Braut nicht züchtig und ehrlich verhalten, ſo ſollen 
dieſelben beyderſeits auß unſerer Zuſammenkunfft ſo lange geſchloßen ſeyn, 
und ſich derſelben enthalten, biß ſie ſich mit der Obrigkeit und dem Ambte 
gebührend abgefunden. 

[19.] Wann auch ein Mann ſtürbe und die Frau ſich anderweit 
befreiete, ſo ſoll derſelbe, welcher ſie wieder ehelichet, dem Ambte fünff 
Reichstahler geben; eines Meiſters Sohn aber, der in dieſer Beliebung 
mit begriffen, ſoll nur halb ſo viel zu geben ſchuldig ſeyn. 

20.] Wann einer für dem Ambte etwas zu thun hätte und des— 
wegen das Amt müſte zuſammen gefodert werden, der ſoll es dem wort— 
habenden Elteſten anmelden, jedoch aber dem Ambte für die Foderung, 
der es verbaden läßet, ein Viertel Bier entrichten; darauff ſoll der 
Elteſte das Ambt durch den jüngſten Meiſter verbaden laßen. Wer alß— 
dann nicht erſcheinet, ſoll vier Schilling zur Straffe geben. Item wann 
einer gefodert wird und iſt kranck oder iſt nicht zu Hauſe, wann er ver— 
badet wird, ſoll entſchuldiget ſeyn; würde er aber, wann er gefodert 
worden, ohne ehehaffte Uhrſachen darüber außreiſen, ſoll ſeine gebührende 

1) 1721: ſoll dem Gerichte. 

) 1721: und dem Gerichte. 

) 1721: in des Gerichts. 
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vier Schilling Straffe geben, und wer dann in der Sllage die grüßeite 
Schult hat, ſoll nach Verbrechen ſonſt geſtrafft werden. 

[21.] Und wann dann in unſer Zuſammenkunfft zu Zeiten eine 
Tonne Bier wird auffgeleget, ſelbige mit Frieden und in Freundſchafft zu 
genießen, ſo ſoll einjedweder ſich vorſehen, daß er keine Unluſt, Hader oder 
Gezank anrichte, auch Niemanden in ſeiner Ehr und guten Nahmen ans 
griffe. Wer Solches thut, der ſoll den Band, jo da läufft, ohn einiges Wieder 
ſprechen hinwiederumb zu füllen ſchuldig und der Cämmerey oder Gerichte!) 
auch in eine Tonne Bier und den Armen zweene Schilling verfallen ſeyn. 

[22.] So ſoll auch das Bier von den jüngſten Meiſter und Knecht— 
Schaffer auß der ſtadt geholet und auffgelegt werden, und ſoll der 
Knecht⸗Schaffer 2) zwey erwehlen, davon der eine die erſte Helfte auß— 
gezapffet und einſchencket. 

[23.] Auch ſoll der Knechtſchaffer?) auff das Bier gute Achtung 
haben und einen erwehlen, der auff die Tonne fleißig Auffſicht hat, damit 
das Bier außerhalb Gelages nicht verſchleppet oder außgetruncken werde. 
Und ſoll der Knecht-Schaffer?) die Gelag-Kanne dem Gelage bey Zeiten 
überantworten, damit kein unrein Bier dem Gelage gelieffert wird bey 
Straffe vier Schilling. Es ſoll auch Keiner von den Unſrigen zu Lage 
kommen, es ſey denn, daß er ſich gebührlich praeſentiret. 

[24.] Da auch jemand außerhalb Gelages ohne der Schaffer Wißen 
und Willen Bier verſchencken würde, ſowoll auch da der Knecht-Schaffer 
etwas hören und erfahren möchte, welches der Companſchafft zuwiedern 
wehre, und ſolches nicht anſagte, ſoll deswegen gebührlich beſtraffet werden. 

25.] Wer aber ſoviel Bier ſpildet, welches er auffm Tiſche mit der 
Hand und auff der Erden mit dem Fuß nicht kan bedecken, der ſoll, ſo 
offt es geſchehen wird, vier Schilling Straffe geben. 

[26.] Es mag auch woll einer einen Gaſt mitbringen und für dem⸗ 
ſelben vier?) Schilling dem Gelage zum Beſten entrichten; würde aber 
derſelbige Gaſt ſich der Gebühr nach nicht verhalten, ſondern ſich unnütze 
machen oder Unluſt anrichten, ſo ſoll derjenige, welcher ihn gebeten, nach 
Geſtalt der Verbrechung in Straffe verfallen ſeyn. 

[27.] Daferne auch einer unſers Mittels ſich vergriffen hätte, ent— 
weder mit Worten oder Wercken, in Schelten oder da er geſcholten worden, 
item in?) Hurerey, Dieberey, Lügen und dergleichen Thaten beſchuldiget 
würde, und ſolches ihm in der Warheit könte erwieſen werden, ſo ſoll der⸗ 
ſelbe unſer Geſellſchafft meiden, biß ſolange er ſich deßen benommen und 


1) 1721: und dem Gerichte. 
2) 1721: der Schaffer. 
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mit der Cämmercy oder Gerichte!) ſich abgefunden, auch folgendes fich 
mit dem Ambte vertragen, alßdann er nach Befindung der Sachen kan 
wieder angenommen werden. 

[28.] Wann ein Knecht? ſeinen Meiſter zu arbeiten auff ein Jahr 
oder halb Jahr hat zugeſaget, ſo ſoll er ſeine Zeit außdienen; ſo es ihm 
dann nicht länger beliebet zu bleiben, ſo ſoll er ſeinen Meiſter zu rechter 
Zeit auffſagen, entweder vier Wochen vor Weynachten, vier Wochen vor‘ 
Oſtern, vier Wochen vor Johannis und vier Wochen vor Michaelis; 
würde er ſolches nicht thun und dennoch wegziehen, ſo ſoll er binnen Jahr 
und Tag alhier für?) Roſtock zu keiner Arbeit verſtattet werden, ſondern 
ihm nachgeſchrieben, daß er wiederkomme und ſich mit der Obrigkeit und 
dem Ambte vertrage. 

[29.| Wann auch ein Knecht“) von ſeinem Meiſter Uhrlaub bekommen 
oder nehmen will, ſo ſoll kein Meiſter alhier, er ſey auff der Waßer- oder 
Wind⸗-Mühle, denſelben Arbeit geben, er habe den vorhero ein halb Jahr) 
gewandert, alßdann ihm freyſtehet, bey wen er will hinwieder in Dienfte 
zu treten; wer darwieder handelt, ſoll der Cämmerey oder Gerichte ) eine 
Tonne Bier, dem Ambte auch eine Tonne Bier und den Armen zween: 
Schilling geben. 

30.] Es ſoll auch kein Meiſter oder Knecht) keinen andern feine 
Mahl⸗Gäſte abwendig machen noch ablocken; würde es geſchehen, jo ſoll 
derſelbe, dem es mit Warheit kan bewieſen werden, der Obrigkeit eine 
Tonne Bier und dem Ambte auch eine Tonne Bier und den Armen zweene 
Schilling Straffe verfallen ſeyn; jedoch da ein Bürger von einem zum 
andern treten wolte, ohne des Müllers Zuthun, ſolches bleibet einem 
jeden frey. 

[31.] Wann ein Meiſter einen Lehr-Jungen annimbt, ſolches ſoll 
vorm Ambte geſchehen und ſoll derſelbe in angehenden Lehr-Jahr eine 
halbe Tonne ), ſowoll auch im außgehenden Lehr-Jahr auch eine halbe 
Tonne Bier ins Ambt geben, auch jedes mahl denen Elteſten davon zwölff 
Schilling anſtaat Bier drey Rthlr. geben. 

32.] So ſoll auch ein Lehr-Junge drey Jahr lernen undt ſoll dem 
Meiſter geben vier Reichstahler Lehrgeldt?) und daneben zweene Bürgen 


1) 1721: mit dem Gerichte. 

1721: Purſch. 

nn 

) 1721: Purſch. 

en an 

6) 1721: dem Gerichte. 

) 1721: Purſch. 

8) 1721: eine halbe Tonne Bier. 
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ſtellen, daß er nicht will weglauffen noch 11 5 an 9 1 er abe ne 
lauffen, jo ſoll es ihm nicht wieder erlaubet werden, bey einem andern 
Meiſter zu lernen, es ſey dann, daß ihm ſeyn voriger Meiſter nicht begehret. 

33.] So ſoll auch fein Meiſter bey Annehmung eines Lehr-Jungens 
ſich unterſtehen, einen Lehr-Jungen etwas zu geben, es ſey dann Trinckgelt 
oder ſonſten, noch ihm etwas verſprechen, weil ſolches vorhin kein Gebrauch 
geweſen; ſolte es aber geſchehen und es dem Ambte mit Warheit hinter— 
bracht würde, ſoll derſelbe mit einer halben Tonne Bier und den Armen 
zweene Schilling geſtraffet werden. | 

[34] Wann auch ein Lehr-Junge außgelernet hat bey einem Meiſter 
alhier, jo ſoll er erſtlich ein halb Jahr!) wegreiſen, ehe er bey einen 
andern Meiſter alhier Arbeit nimbt; würde aber ein Meiſter ſich unter- 
ſtehen, ihm Arbeit zu geben, jo ſoll derſelbe der Cämmerey oder Gerichte ?) 
in eine Tonne Bier und dem Ambte eine Tonne Bier und den Armen 
2 % Straffe verfallen ſeyn. 

35.) Es ſoll auch kein Knecht?) oder Lehr-Junge ſich unterſtehen 
oder gelüſten laßen, auß ſeines Meiſters Mühlen oder von deßen Pferden 
ohne des Meiſters Willen eine Nacht außzubleiben bey Straffe der 
Cämmerey oder Gerichte!) eine Tonne Bier und dem Ambte auch eine 
Tonne Bier und den Armen 2 F. 

(36.] Imgleichen ſoll auch kein Meiſter ſeinem Knechte) mehr 
Trinckgelt geben den nur die Helffte, es ſey auß der Stadt oder vom 
Lande; ſolte es aber dennoch geſchehen, daß einer ſeinen Knecht?) mehr 
geben würde, ſo ſoll er zur Straffe eine halbe Tonne Bier und den 
Armen 2 / geben. 

[37.] Wann ein Knecht?) wandern kömbt, ſoll er ſeinen Abſcheid 
von ſeinen geweſenen Meiſter vorzeigen, ſonſt er nicht in Arbeit genommen 
noch nach Handwercks Gewonheit begegnet werden. 

[38.] Wann einem Knechte) von einem andern Ohrt ſeines übelen 
Verhaltens Brieffe nachgeſchrieben würden, ſoll demſelben ſofort die Arbeit 
geleget werden, biß er ſich mit dem Ambte, da ers verbrochen, gebührlich 
abgefunden und deswegen einen Schein vorzulegen hat. 

[39.] Soll dieſe Verordnung alle Viertel-Jahr den Mühlen— Knechten Ar 
und Lehr-Jungen verlefen werden, damit fie ſich darnach zu richten wißen. 

) 1721: ein Jahr. 

2) 1721: dem Gerichte. 

3) 1721: Purſch. 

) 1721: dem Gerichte. 

) 1721: Purſch. 

6) 1721: einen Purſchen. 

1) 1721: Mühlen⸗Purſchen. 

- 


